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Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Die Sitzung ist eröffnet. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich begrüße Sie alle ganz herzlich, wünsche Ihnen einen guten 
Morgen und uns intensive, erfolgreiche Beratungen. 

(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Und einen schönen Frauentag!) 

– Ergänzende Wünsche nimmt das Präsidium gerne entgegen. 

…. 

Interfraktionell ist vereinbart worden, die verbundene Tagesordnung um die in der Zusatzpunktliste 
aufgeführten Punkte zu erweitern:  

ZP 1 Aktuelle Stunde auf Verlangen der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
 zu den Antworten der Bundesregierung auf die dringlichen Fragen Nr. 1 und 2 auf Drucksache 16/4537 (siehe 

84. Sitzung) 
ZP 2 Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Eva Möllring, Ursula Heinen, Rita Pawelski, weiterer Abgeordneter und der 

Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Christel Humme, Ingrid Arndt-Brauer, Sören Bartol, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der SPD 

 Chancen von Frauen auf dem Arbeitsmarkt stärken 
– Drucksache 16/4558 –  
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Finanzausschuss  
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie  
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
Haushaltsausschuss  

ZP 3 Beratung des Antrags der Abgeordneten Kerstin Müller (Köln), Winfried Nachtwei, Irmingard Schewe-Gerigk, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion des BÜNDNISSES 90/ DIE GRÜNEN 

 UN-Resolution 1325 – Frauen, Frieden und Sicherheit – Nationaler Aktionsplan zur strategischen Umsetzung 
– Drucksache 16/4555 –  
Überweisungsvorschlag: 
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Innenausschuss  
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend  
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung  

… 

Ich rufe nun die Tagesordnungspunkte 3 a bis 3 c sowie die Zusatzpunkte 2 und 3 auf: 

 3 a) Beratung der Beschlussempfehlung und des Berichts des Ausschusses für Menschenrechte 
und Humanitäre Hilfe (17. Ausschuss) zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und der 
SPD 

UN-Resolution 1325 – Frauen, Frieden und Sicherheit – konsequent umsetzen 

– Drucksachen 16/3501, 16/4499 – 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Ute Granold  
Christel Riemann-Hanewinckel  
Burkhardt Müller-Sönksen  
Michael Leutert  
Volker Beck (Köln) 

  b) Beratung der Beschlussempfehlung und des Berichts des Ausschusses für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (13. Ausschuss)  

– zu dem Antrag der Abgeordneten Irmingard Schewe-Gerigk, Renate Künast, Matthias 
Berninger, weiterer Abgeordneter und der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

 Gleichstellung auf dem Arbeitsmarkt verwirklichen – Innovationshemmnis 
Männerdominanz beenden 

– zu dem Antrag der Abgeordneten Ina Lenke, Sibylle Laurischk, Miriam Gruß, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 

 Frauenpolitik – Gesellschaftlicher Erfolgsfaktor 
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– zu dem Antrag der Abgeordneten Karin Binder, Dr. Lothar Bisky, Diana Golze, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der LINKEN 

 Gleichstellungsgebot des Grundgesetzes auf dem Arbeitsmarkt durchsetzen  

   – Drucksachen 16/712, 16/832, 16/833, 16/4524 –  

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Eva Möllring  
Christel Humme  
Sibylle Laurischk  
Ina Lenke  
Karin Binder  
Irmingard Schewe-Gerigk  

  c) Beratung der Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Erster Erfahrungsbericht der Bundesregierung zum Bundesgleichstellungsgesetz  
 (Berichtszeitraum 1. Juli 2001 bis 30. Juni 2004) 

– Drucksache 16/3776 –  
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Innenausschuss  
Rechtsausschuss  
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie  
Ausschuss für Arbeit und Soziales  
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung  

ZP 2 Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Eva Möllring, Ursula Heinen, Rita Pawelski, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Christel 
Humme, Ingrid Arndt-Brauer, Sören Bartol, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 

Chancen von Frauen auf dem Arbeitsmarkt stärken 

– Drucksache 16/4558 –  
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Finanzausschuss  
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie  
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
Haushaltsausschuss  

ZP 3 Beratung des Antrags der Abgeordneten Kerstin Müller (Köln), Winfried Nachtwei, Irmingard 
Schewe-Gerigk, weiterer Abgeordneter und der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

UN-Resolution 1325 – Frauen, Frieden und Sicherheit – Nationaler Aktionsplan zur 
strategischen Umsetzung 

– Drucksache 16/4555 –  
Überweisungsvorschlag: 
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Innenausschuss  
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend  
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung  

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für die Aussprache eineinhalb Stunden vorgesehen. 
– Ich höre dazu keinen Widerspruch. Dann ist das so vereinbart. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort zunächst der Kollegin Christel Humme für die SPD-
Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Christel Humme (SPD):  
Herr Präsident! Liebe Kollegen! Liebe Kolleginnen! „Weitergehen! Zwei Schritte vor. Keinen zurück“, 

rufen uns die Gewerkschaftsfrauen heute, am Internationalen Frauentag, zu. Ich sage: Auch die 
Große Koalition wird in der Gleichstellungspolitik weitergehen; denn das „Europäische Jahr der 
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Chancengleichheit für alle“ fordert uns geradezu heraus, hier mehr zu tun, und ich verspreche Ihnen: 
An den Männern und Frauen der SPD-Fraktion wird das nicht scheitern.  

(Beifall bei der SPD – Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: An uns auch nicht! – Ina Lenke [FDP]: 
An uns auch nicht!) 

– Gut, das höre ich gerne.  

Der heutige Internationale Tag der Frau ist seit 96 Jahren der Tag, an dem wir Frauen Bilanz 
ziehen und für unsere Rechte weiter eintreten und kämpfen. Der Aufruf „Zwei Schritte vor. Keinen 
zurück“ ist an uns Politikerinnen und Politiker gerichtet und enthält auch ein bisschen die Befürchtung: 
Bitte, weicht nicht auf, was wir bisher erreicht haben!  

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten versprechen: Wir gehen nicht zurück. Was wir seit 
1998 erreicht haben, kann sich wirklich sehen lassen: Bundesgleichstellungsgesetz, Rechtsanspruch 
auf Teilzeit, gleiche Tarife für Männer und Frauen in der Riesterrente, das Gewaltschutzgesetz, 
eigenständiges Aufenthaltsrecht für ausländische Frauen schon nach zwei Jahren, das Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz und das Elterngeld mit den sogenannten Vätermonaten, um nur einige 
wesentliche Meilensteine auf diesem Weg zu nennen.  

(Irmingard Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN]: Das ist die Bilanz der rot-grünen 
Bundesregierung!) 

Hier müssen wir weitergehen, und wir versprechen: An uns Männern und Frauen der SPD-Fraktion 
wird das mit Sicherheit nicht scheitern. 

(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: An uns auch nicht! – Ina Lenke [FDP]: An uns auch nicht!) 

– Wunderbar, das höre ich gerne. – Wir halten an diesem gleichstellungspolitischen Kurs fest. 

(Beifall bei der SPD) 

Wichtig ist uns, dass alle Entscheidungen, die wir hier im Bundestag treffen, darauf überprüft 
werden, wie sie auf Männer und Frauen wirken. Das ist ein Prinzip, das seit 1999 in allen Ministerien 
gilt oder – wie ich vorsichtig sage – gelten soll. Es ist ein Prinzip, das wir seit der Weltfrauenkonferenz 
in Peking 1995 Gender-Mainstreaming nennen. Ich gebe zu, da müssen einige in der Großen 
Koalition noch ein bisschen üben, damit ihnen der Begriff genauso leicht über die Lippen geht wie 
Shareholdervalue, E-Commerce, New Economy, Benchmarking usw.  

„Frauen verdienen mehr!“ haben sozialdemokratische Frauen zu ihrem Motto des Internationalen 
Frauen-tags 2007 gemacht. Das ist eine Aufforderung an uns, genau hinzuschauen, wie es mit den 
Frauen auf dem Arbeitsmarkt steht. Wal-Mart, der größte auch in Deutschland vertretene 
Einzelhändler der Welt, hat seinen weiblichen Mitarbeitern in den USA grundsätzlich weniger gezahlt. 
Frauen wurden bei Beförderungen systematisch benachteiligt. Dagegen können in den USA bis zu 
1,6 Millionen Frauen juristisch zu Felde ziehen. Bei uns ist das nicht möglich. Wir haben das 
Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz, Gott sei Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber ich gebe zu, ich hätte mir ein Verbandsklagerecht gewünscht, um den Frauen besser zu ihrem 
Recht zu verhelfen; denn Tatsache ist leider immer noch: In Deutschland verdienen Frauen bei 
gleicher Tätigkeit in einer Vollzeitstelle bis zu 26 Prozent weniger als ihre männlichen Kollegen.  

In Deutschland sind die Tarifparteien, Arbeitgeber und Arbeitnehmer, gefordert, für 
Entgeltgleichheit zu sorgen. Darüber hinaus erwarten wir, dass die jetzt eingerichtete 
Antidiskriminierungsstelle im Familienministerium das Thema Entgeltgleichheit befördert und die 
benachteiligten Frauen unterstützt.  

(Beifall bei der SPD) 

Im Rahmen der Lissabonstrategie haben wir uns verpflichtet, die Frauenerwerbsquote auf 
60 Prozent zu erhöhen. Die Tatsache, dass wir 2005 in Deutschland eine Frauenerwerbsquote von 
59,6 Prozent hatten, darf uns nicht in Sicherheit wiegen, im Gegenteil. Diese Zahl darf nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass das Arbeitsvolumen in Deutschland gesunken ist. Immer mehr Frauen arbeiten 
Teilzeit oder in geringfügigen Beschäftigungen. Der Niedriglohnsektor ist eindeutig „weiblich“. Das hat 
für Frauen fatale Folgen: Ihre geringere Entlohnung sowie die unterbrochenen Erwerbsbiografien 
aufgrund von Kindererziehung schränken die Möglichkeiten der Frauen deutlich ein, eine 
eigenständige Rente aufzubauen. 

Außerdem führen die überkommenen Rollenmuster immer noch zu typischen Männer- und 
Frauenberufen. Wenn die Frauenbeschäftigung tatsächlich einen Zuwachs verzeichnet, dann dort, 
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wo schon vorher viele Frauen tätig waren. Ich bin überzeugt: Diese Rollenzuweisung müssen wir 
unbedingt auflösen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Frau Ministerin, wir haben mit der Debatte über Kinderbetreuung in den letzten Wochen in den 
männlichen und auch in den weiblichen Köpfen viel bewegt. Das gilt auch für einige Mitglieder des 
Bundestages. Auch an dieser Stelle müssen wir weitergehen. Denn Gleichstellung kommt nicht von 
selbst; sie muss hart erkämpft werden. Das zeigen 100 Jahre Frauenbewegung. Frauen in 
Führungspositionen lassen sich nach wie vor nur mit der Lupe finden. Darum ist es richtig, den 
Ausbau von Kinderbetreuungsplätzen für unter Dreijährige voranzutreiben und so schnell wie möglich 
für einen Rechtsanspruch zu sorgen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die freiwillige Vereinbarung zwischen der Bundesregierung und der Wirtschaft – auch das ist etwas, 
was wir uns vorgenommen haben – muss konkrete, überprüfbare Zielvorgaben zur Gleichstellung 
entwickeln; sonst bewegt sich nichts. 

Liebe Kollegen, liebe Kolleginnen, wir wissen alle: Diese Bundesregierung, getragen von einer 
Großen Ko-alition, wird von einer Frau geführt. Sie, Frau Ministerin wie auch Ihre Kanzlerin bzw. die 
Kanzlerin der Großen Koalition, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Unsere Kanzlerin!) 

werden sich irgendwann fragen lassen müssen: Was hat die Bundesregierung konkret getan, um die 
Gleichstellung von Männern und Frauen voranzubringen und Rollenzuweisungen aufzulösen? 

(Hartwig Fischer [Göttingen] [CDU/CSU]: Das ist ja wohl eine gemeinsame Koalition!) 

Nach wie vor signalisiert unser Steuerrecht den Frauen: Schatz, bleib du doch zu Hause; eine 
Arbeit lohnt sich für dich nicht. 

(Ina Lenke [FDP]: Genau! Steuerklasse V!) 

– Frau Lenke, das mit Steuerklasse V ist richtig. – Mit dem Ehegattensplitting und der Wahlmöglichkeit 
wird der alleinverdienende Ehemann mit bis zu 9 000 Euro jährlich subventioniert. Je kleiner der 
Einkommensunterschied zwischen Mann und Frau, das heißt, je mehr Frauen dazuverdienen, desto 
kleiner ist dieser Steuervorteil. Rollen werden durch das Steuerrecht vorgeschrieben. Wo bleibt da die 
Wahlfreiheit? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Frau Kollegin Humme, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Lenke? 

Christel Humme (SPD):  
Immer an der gleichen Stelle; aber macht nichts.  

Frau Lenke, bitte schön. 

Ina Lenke (FDP):  
Frau Humme, solange hier im Bundestag politisch nichts geändert wird, solange werden auch 

meine Fragen kommen. 

Frau Humme, Sie haben eben gesagt, dass das Ehegattensplitting für Verheiratete einen Vorteil 
von bis zu 9 000 Euro bringt. Ich möchte Sie nur darauf aufmerksam machen, dass gerade die SPD 
Millionären und gutverdienenden Ehepaaren durch die Reichensteuer und das Ehegattensplitting bis 
zu 15 000 Euro im Jahr schenkt. Sie sagen immer wieder, Sie wollten das Ehegattensplitting deckeln 
oder abschaffen. Gleichzeitig bewirken Reichensteuer und Ehegattensplitting, dass bestimmten 
Personen bis zu 15 000 Euro im Jahr geschenkt werden. Können Sie mir diese Dissonanz einmal 
erklären?  

Christel Humme (SPD):  
Vielen Dank, Frau Lenke. – Diese Zahl kann ich so nicht nachvollziehen. 

(Ina Lenke [FDP]: Ist so!) 
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Sie haben gehört, wie hoch der Steuervorteil ist. Aber ich sage Ihnen auch: Klar, dieser Steuervorteil 
ist ungerecht. Er bevorzugt Alleinverdienerehepaare mit einem hohen Einkommen. Das ist keine 
Frage. Wir haben vorgeschlagen, das Ehegattensplitting zu kappen. Das wäre sozial gerecht, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

und es würde gerade Familien im unteren und mittleren Einkommensbereich helfen. 

Noch etwas ist mir wichtig: Wenn wir Frauen im globalen Wettbewerb – Stichwort „Wal-Mart“ – 
schützen wollen, dann brauchen wir einen Mindestlohn; denn ein Mindestlohn bedeutet 
existenzsichernde Erwerbsarbeit. Er ist eine wichtige Voraussetzung für Armutsbekämpfung und 
natürlich auch für die Steigerung der Frauenerwerbsquote. An dieser Stelle rufe ich Ihnen zu: Gehen 
wir gemeinsam weiter, zwei Schritte vor und keinen zurück! 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Frau Kollegin Humme, ich erlaube mir eine Anmerkung, gleichzeitig als Anregung für die Debatte. 

Wenn es uns gelänge, den Begriff Gender-Mainstreaming durch einen Begriff zu ersetzen, der auch 
der deutschsprachigen Minderheit im Lande sofort verständlich wäre, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 

sodass die bei Nennung des Stichworts eine Vorstellung davon hätte, worum es eigentlich geht, 
könnten wir für den Internationalen Frauentag 2007 einen ersten konkreten nachweisbaren Fortschritt 
melden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das Wort hat nun die Kollegin Ina Lenke für die FDP-Fraktion 

(Beifall bei der FDP) 

Ina Lenke (FDP):  
Herr Präsident, ich würde gern aufklärerisch tätig werden. Wir haben hier im Bundestag in den 

letzten 50 Jahren Frauenförderung betrieben. Wir haben Frauen in allen Lebenslagen gefördert. Was 
mit dem Begriff Gender-Mainstreaming gemeint ist, ist etwas ganz anderes und viel Besseres; das 
betrifft nämlich auch die Männer. 

(Irmingard Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN]: Das ist nur noch nicht beim 
Präsidenten angekommen!) 

Wir wollen auch die Männerdiskriminierung abschaffen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Zum Beispiel sollen Männer von Arbeitgebern nicht mehr gedrängt werden können, ganztags 
berufstätig zu sein; vielmehr sollen die Arbeitgeber Verständnis dafür haben, dass Väter bei ihren 
Kindern sein wollen. Wir wollen also die Diskriminierung von Männern abschaffen. Wir wollen, dass 
Frauen und Männer gleichberechtigt sind. Wenn Sie dazu „Männerförderung“ sagen würden, wäre mir 
das genauso recht. 

Meine Damen und Herren, am Internationalen Frauentag ist es gute Tradition im Bundestag, über 
die Gleichstellung von Männern und Frauen und natürlich auch über Fortschritte zu diskutieren, die in 
unserem Land zu verzeichnen sind. 

Das Europäische Jahr der Chancengleichheit lenkt den Blick auf unsere Nachbarstaaten und den 
Fokus auf die Situation von Frauen in unserer Gesellschaft. Wir mögen gute Wirtschaftsdaten 
vorweisen, gute Unternehmen, die auf dem europäischen Markt und auf dem Weltmarkt erfolgreich 
sind; aber in der Arbeitswelt in Deutschland kommt die Teilhabe von Frauen auf dem Arbeitsmarkt 
nur schleppend voran. Die Frauenerwerbsquote bleibt niedrig, wie Frau Humme schon sagte, ebenso 
wie die – zu niedrige – Erwerbsquote älterer Menschen. Frauen sind in Chefetagen deutscher 
Unternehmen mit 15 Prozent nach wie vor unterrepräsentiert. Das korrespondiert mit der schlechten 
Kinderbetreuung der unter Dreijährigen und, meine Damen und Herren von der Großen Koalition, der 
schlechten Betreuung der über Sechsjährigen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 
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Jeder, der einmal sechs Wochen Ferienbetreuung im Sommer abdecken musste, weiß, dass das mit 
den Urlaubszeiten eines normalen Arbeitnehmers überhaupt nicht möglich ist. 

(Beifall bei der FDP) 

Frau von der Leyen, ich bitte Sie, dann, wenn Sie die jetzige Schlacht geschlagen haben, gleich das 
Problem der fehlenden Betreuung der Grundschulkinder anzupacken und zusammen mit den 
Ländern und Kommunen Konzepte zu entwickeln; denn für alle alleinerziehenden und berufstätigen 
Eltern ist das wirklich ein Megaproblem. 

Die vorliegenden Anträge aller Fraktionen zeigen den immer noch vorhandenen großen 
Handlungsbedarf in der Gleichstellungspolitik. Besonders am Internationalen Frauentag lohnt sich ein 
Blick ins Grundgesetz, 

(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Der lohnt sich immer!) 

und zwar auf Art. 3, in dem der Staat die Selbstverpflichtung eingeht, die tatsächliche Durchsetzung 
der Gleichberechtigung von Frauen und Männern, Herr Präsident, zu fördern und auf die Beseitigung 
bestehender Nachteile hinzuwirken. Das gilt auch – so sage ich das als Liberale – für Männer. 

Das setzt allerdings auch einen gesellschaftlichen Wandel im weiblichen und männlichen 
Rollenverständnis voraus, der sich bisher weder in der Wirtschaft noch im privaten Bereich noch hier 
im Deutschen Bundestag widerspiegelt. Die Wertschätzung der besonderen Talente von Frauen, 
verbunden mit mehr Freiheit, das persönliche Leben zu gestalten, ist der Schlüssel zu einer liberalen 
Bürgergesellschaft. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, gestern haben wir in einer Aktuellen Stunde im Bundestag das größte 
Hemmnis für die Teilhabe von Frauen am Arbeitsmarkt diskutiert: die fehlende Betreuung der 
Kinder. Nach dem Auslaufen des Elterngeldes – das ist meine Kritik an der Großen Koalition – 
werden die Betroffenen in einer Betreuungsfalle landen. Kurios bei dieser Diskussion finde ich 
allerdings, dass sich alle, auch der Deutsche Städte- und Gemeindebund, mit Zahlen zum Bedarf an 
Kinderbetreuungsplätzen geradezu überbieten: 500 000, 750 000. Meine Herren und meine Damen, 
junge Familien berauschen sich nicht an Zahlen, sondern an einem Krippenplatz für ihr Kind, und zwar 
jetzt und nicht erst 2010 oder 2013. 

(Beifall bei der FDP) 

Deshalb gehören mehr Wettbewerb und mehr Privatisierungen auf den Kinderbetreuungsmarkt.  

(Lachen bei Abgeordneten der LINKEN) 

Im Zusammenhang mit der Berufsausbildung junger Mütter fehlen noch viele 
Rahmenbedingungen: Teilzeitumschulung, Unterstützung von Studentinnen mit Kindern durch ein 
„Baby-BAföG“, ein modulares Ausbildungssystem, bessere Berufsberatung und Information, aber – 
das sage ich ganz deutlich in Richtung der jungen Frauen – natürlich brauchen die Frauen selbst auch 
Mut, und sie müssen Eigeninitiative aufbringen. 

(Beifall bei der FDP) 

Auch im öffentlichen Dienst, der aufgrund der Arbeitsplatzsicherheit eigentlich beste 
Rahmenbedingungen für die Karriere von Frauen bereithält – der Erste Erfahrungsbericht der 
Bundesregierung zum Bundesgleichstellungsgesetz, der heute mitberaten wird, liegt endlich vor –, 
sind die Ergebnisse bescheiden: In den Dienststellen der Bundesverwaltung liegt der Frauenanteil bei 
45 Prozent. Bei der Teilzeit liegt der Frauenanteil – Frau Humme, Sie haben das gelesen – bei 
91 Prozent. Sogar im öffentlichen Dienst ist das Einkommen von Frauen um 20 Prozent niedriger als 
das der Männer. Mit der im Gesetz verankerten Quotenregelung ist natürlich auch kein Staat zu 
machen. Wir müssen lesen:  

Die einzelfallbezogene Quote hat bisher keine si-gnifikante praktische Bedeutung erlangt. 

Die FDP-Bundestagsfraktion fordert die Bundesregierung dazu auf, erfolgreichere Initiativen und 
Fahrpläne zu entwickeln, damit der nächste Erfahrungsbericht zum Bundesgleichstellungsgesetz – 
2009 – bessere Ergebnisse vorweist. 

Ich komme zum Schluss. Alle Arbeitsmarktdaten zeigen, dass Frauen, ob in der Wirtschaft oder im 
öffentlichen Dienst, von einer echten Teilhabe und Chancengleichheit noch meilenweit entfernt sind. 

(Christel Humme [SPD]: Was möchten Sie, Frau Lenke?) 
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Das muss für uns Politikerinnen und Politiker Ansporn sein, mit intelligenten und kreativen Lösungen 
und Initiativen von hier aus für eine echte Gleichberechtigung von Frauen und Männern zu sorgen.  

(Beifall bei der FDP – Christel Humme [SPD]: Kam aber in Ihrer Rede nicht vor!) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Das Wort erhält nun die Bundesministerin Dr. Ursula von der Leyen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Dr. Ursula von der Leyen, Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:  
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In der aktuellen Debatte lesen wir viele Überschriften. 

Sie reichen von „Die gescheiterte Emanzipation“ bis zu „Der neue konservative Feminismus“. Das 
Thema bewegt, und das ist gut so.  

Es hilft aber auch, auf die nüchternen Zahlen zu schauen, beispielsweise auf die Zahl der Frauen in 
Führungspositionen: Dort sind Frauen viel zu selten zu finden. Schauen wir auf die 
Einkommensunterschiede, die eben schon angesprochen worden sind – für gleiche Arbeit ungleicher 
Lohn –, oder auf die Lage der Frauen im Alter: Ein Drittel der Männer über 65 bezieht Sozialhilfe, aber 
zwei Drittel der Frauen. Diese Zahlen dürfen uns nicht unbeschäftigt lassen.  

Es gibt aber genauso aussagekräftige Zahlen für den Erfolg der Frauenbewegung: Frauen haben 
die Bildung erobert. 1970 waren 23 Prozent der Studierenden an Hochschulen oder Universitäten 
Frauen, heute sind es mehr als die Hälfte. Mädchen lernen erfolgreich. Sie profitieren von Schule. Sie 
investieren in ihre Ausbildung und wollen sie beruflich nutzen. Der Anteil von Frauen in den Landes- 
und Bundesparlamenten ist seit 1980 sprunghaft gestiegen. Heute haben wir mit Angela Merkel die 
erste Bundeskanzlerin unseres Landes. Da-rauf sind wir stolz. Das ist auch ein Erfolg der Frauen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. Renate Gradistanac [SPD]) 

In diesen Zahlen und Tatsachen liegt aber auch die große Herausforderung unserer Zeit. Im 
Grundgesetz steht: 

Männer und Frauen sind gleichberechtigt. 

Aus gutem Grund, aber erst Jahre später, ist dies durch den Satz ergänzt worden:  

Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern 
und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin.  

Mit anderen Worten: Zwischen dem Anspruch des Grundgesetzes und der Wirklichkeit klafft immer 
noch eine breite Lücke.  

Deshalb stehen für mich drei Kernanliegen im Mittelpunkt einer modernen Gleichstellungspolitik:  

Erste Säule. Gleiche Teilhabe von Frauen und Männern am Erwerbsleben.  
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie bei Abgeordneten der FDP und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Es kann nicht so bleiben, dass Frauen zwar bis zum 30. Lebensjahr im gleichen Maße wie Männer in 
Führungspositionen sind, danach aber erbarmungslos an die gläserne Decke stoßen. Das 
Verhältnis verschiebt sich dann so, dass mehr als drei Viertel aller Führungspositionen von Männern 
besetzt sind. Dies kann nicht so bleiben. Wir brauchen diese talentierten Frauen ebenso wie die 
talentierten Männer, und zwar mit gleichen Chancen auf dem Arbeitsmarkt.  

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. Ina 
Lenke [FDP]) 

Wir müssen auch vor unserer eigenen Haustür kehren; das sage ich hier ganz deutlich. Nicht nur in 
der Wirtschaft und in der Wissenschaft sind Frauen trotz gleicher Qualifikationen in den 
Führungspositionen weiter erheblich unterrepräsentiert, sondern auch in der öffentlichen Verwaltung. 
Das zeigt der von der Bundesregierung am 7. Dezember 2006 vorgelegte Erfahrungsbericht zum 
Bundesgleichstellungsgesetz. Der Anteil der Frauen an den Referatsleitungen in den obersten 
Bundesbehörden ist von 2000 bis 2005 von 13,5 auf 20 Prozent gestiegen. Aber das reicht nicht. 
Auch der Anteil der Abteilungsleiterinnen stieg 2006 auf nur 15 Prozent nach rund 9 Prozent im Jahr 
2000.  

(Zuruf von der SPD) 
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– Ich höre gerade von der Seite: Schneller als bisher. Das ist richtig. Dennoch müssen wir uns selber 
sagen: Wir kommen voran, aber es liegt noch eine erhebliche Wegstrecke vor uns. Das dürfen wir 
nicht vergessen. Wir wollen zügig weitermarschieren.  

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Deshalb will ich positiv sagen: Die Große Koalition hat wieder eine Bastion gestürmt. Endlich sind 
2006 im Auswärtigen Amt und im Bundesinnenministerium erstmals Frauen zu Abteilungsleiterinnen 
ernannt worden.  

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP – Zurufe: Oh!) 

Auch die Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit ist ein ausdrückliches 
Ziel des Bundesgleichstellungsgesetzes. Die eben erwähnte gläserne Decke für Frauen ist auch 
deshalb so schwer zu durchdringen, weil viele Mütter und immer mehr engagierte Väter nicht bereit 
sind, die Familie für den Beruf oder den Beruf für die Familie zu opfern. Recht haben sie. Wir 
brauchen beides! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Deshalb ist für mich die zweite Säule moderner Gleichstellungspolitik die Erweiterung der Rollen. 
Wir brauchen keine Rollenklischees mehr. Das sage ich ganz ausdrücklich. Gleichstellung ist keine 
Einbahnstraße. So, wie für Frauen gilt, dass sie zu Recht um die Erweiterung ihrer Rolle kämpfen, gilt 
das genauso für Männer. Männer sind nicht nur Menschen, die im Beruf stehen. Männer haben ein 
Recht darauf, aktive Väter zu sein, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und der SPD) 

und auch ihre Fragen nach Vereinbarkeit von Beruf und Familie gehören in den Mittelpunkt.  

Dies sage ich auch vor dem Hintergrund des demografischen Wandels. Wenn immer weniger junge 
Menschen immer mehr älteren Menschen gegenüberstehen, dann stellt sich die Frage, mit der die 
European Women’s Lobby zum Internationalen Frauentag 2007 antritt – der Herr 
Bundestagspräsident möge mir verzeihen, dass ich die Frage im Wortlaut stelle –: „Who cares?“ Das 
Spannende an „Who cares?“ ist, dass man die Frage im deutschen Kontext, Herr 
Bundestagspräsident, im doppelten Sinne des Wortes auslegen kann. Man kann mit einem 
Schulterzucken sagen: Wen kümmerts? Man kann sie aber auch übersetzen mit „Wer kümmert sich?“ 
– um Kindererziehung, um hilfsbedürftige Menschen, um Pflege und Begleitung älterer Angehöriger. 
Wie wir „Who cares?“ auslegen werden, ob wir die Frage mit einem humanen Akzent auslegen, hängt 
auch damit zusammen, ob Fürsorge nur eine weibliche Rolle bleibt, das heißt eine Rolle der Töchter, 
oder auch eine akzeptierte, engagierte männliche Rolle, eine Rolle der Söhne, wird.  

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie bei Abgeordneten der FDP) 

Die dritte Säule unserer Gleichstellungspolitik – das ist ebenfalls eine wichtige Säule – bezieht sich 
auf die Unterstützung von Frauen, die Gewalt erfahren. Das beginnt bei dem Thema häusliche 
Gewalt. Dabei sind wir einen großen Schritt vorangekommen. Ich merke dies gerade im 
internationalen Kontext, wenn ich das sagen darf; denn mit der Einführung des Paradigmas „Wer 
schlägt, muss gehen“ im Rahmen des Gewaltschutzgesetzes wurde Enormes in diesem Land bewegt. 
Dennoch gibt es nach wie vor häusliche Gewalt. Der Bogen beim Thema „Schutz vor Gewalt“ spannt 
sich dann weiter bis hin zu Zwangsverheiratung oder Zwangsprostitution. Das heißt, eine ganz 
grundlegende Anforderung an Gleichberechtigung ist die Garantie, leben zu können ohne Angst vor 
Bedrohung und ohne Angst vor Gewalt. Deshalb ist Gewaltschutzpolitik auch im 21. Jahrhundert 
wesentlicher Bestandteil von Gleichstellungspolitik.  

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich werde Ihnen dazu noch in diesem Jahr den neuen Aktionsplan gegen Gewalt vorlegen, der in den 
nächsten Wochen zwischen meinem Haus und den anderen Ressorts abgestimmt wird. 

Meine Damen und Herren, Rollen erweitern, Perspektiven gewinnen, Gleichstellung verwirklichen – 
das ist das Motto meines Ministeriums zu seinem 20. Geburtstag. Wir haben in den letzten Jahren viel 
erreicht, aber mindestens ebenso viel liegt noch vor uns. Ich freue mich auf die gemeinsame Arbeit.  

Vielen Dank. 
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(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU – Beifall bei der SPD sowie der Abg. Sibylle Laurischk 
[FDP]) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Nächste Rednerin ist die Kollegin Karin Binder, Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Karin Binder (DIE LINKE):  
Herr Präsident! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer auf den Balkonen! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Es ist nun ein Jahr her, dass wir von der Linken und die anderen Oppositionsparteien 
Anträge zur Gleichstellung auf dem Arbeitsmarkt eingebracht haben. Heute, genau ein Jahr später, 
liegen nun dieselben Anträge zur abschließenden Beratung wieder auf dem Tisch. Ist das nicht 
oberpeinlich? 

(Zuruf von der SPD: Das ist das parlamentarische Verfahren!) 

In diesem Jahr hat sich bzw. haben wir an der Situation der Frauen in Deutschland nichts 
wesentlich geändert. Es gibt zum Beispiel noch immer kein umfassendes Antidiskriminierungsgesetz; 
stattdessen müssen wir uns mit einer Lightversion namens Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz 
abfinden. Wir haben noch immer kein Gleichstellungsgesetz für die Privatwirtschaft, obwohl einige 
meiner Vorrednerinnen, auch die Ministerin, genügend Gründe dafür in ihren Redebeiträgen geliefert 
haben. Frauen bekommen immer noch nachweislich um 20 Prozent niedrigere Gehälter als ihre 
männlichen Kollegen in Deutschland. Bei Arbeiterinnen sieht es noch verheerender aus: Sie haben 
laut Bericht des Statistischen Bundesamtes von 2006 im Schnitt 26 Prozent weniger. Sie bekommen 
auch eine wesentlich niedrigere Rente als ihre männlichen Kollegen.  

Im Jahr 2004 bezogen Männer in Deutschland im Durchschnitt eine Versichertenrente in Höhe von 
1 000 Euro. Ihre Kolleginnen dagegen erhielten gerade einmal im Schnitt zwischen 382 und 712 Euro. 
Die Bandbreite der Zahlen entsteht durch die Unterschiede zwischen Arbeiterinnen und Angestellten 
wie auch durch das Ost-West-Gefälle. Mehr Informationen können Sie ebenfalls dem Bericht des 
Statistischen Bundesamtes entnehmen. – Das bedeutet für viele Frauen schon heute Altersarmut. 
Daran wird auch das Familiensplitting nichts ändern, Frau Humme; denn damit werden ebenfalls 
wieder die Besserverdienenden bedient.  

Dann kommt noch die Rente mit 67. Von den derzeit nicht einmal 700 Euro gibt es dann auch noch 
Abzüge dafür, dass frau mit 65 in Rente gehen möchte. Aber dummerweise war sie eben keine 
45 Jahre sozialversichert beschäftigt. Pech! Die SPD jedenfalls weicht keinen Schritt zurück. Ist es 
nicht so, Frau Humme?  

Vor diesem Hintergrund soll also morgen die Rente mit 67 beschlossen werden. Ich halte dies für 
einen verfassungsrechtlich bedenklichen Vorgang. 

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Irmingard Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]) 

Nach Meinung zahlreicher Experten, auch in der Anhörung des Ausschusses für Arbeit und Soziales, 
führt dies zu einer weiteren Benachteiligung von Frauen, vor allem durch die 45er-Regelung. Auch 
deshalb werden wir von der Linken dieses Gesetz ablehnen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Eine Ursache für diese Problematik liegt in den unterbrochenen Erwerbsbiografien vieler Frauen. 
Daran wird sich wahrscheinlich auch in absehbarer Zeit nicht wirklich etwas ändern, trotz der 
Bemühungen, die Frau von der Leyen in Sachen Kinderbetreuung derzeit an den Tag legt. Die 
Realitäten in Deutschland sehen nämlich so aus: insbesondere im Südwesten fehlende 
Kinderbetreuungsplätze, bundesweit fehlende Ausbildungsplätze, hohe Arbeitslosigkeit, sinkende 
Reallöhne und eine wachsende Zahl prekärer Beschäftigungsverhältnisse. Dies alles trifft Frauen in 
besonderem Maße. Zwar mag die Beschäftigungsquote von Frauen inzwischen gestiegen sein; aber 
immer mehr Frauen arbeiten heute in nicht versicherten, prekären Beschäftigungsverhältnissen. Das 
bedeutet: keine Vorsorge, keine Ansprüche auf Arbeitslosengeld oder gar Rente; noch mehr 
Altersarmut ist vorprogrammiert. 

Dazu kommt, dass knapp 21 Prozent aller abhängig Beschäftigten in Deutschland im 
Niedriglohnbereich arbeiten, sagt das IAT in Nordrhein-Westfalen. Weit über die Hälfte davon sind 
Frauen. Bestimmt erstaunt niemanden, dass insbesondere Jüngere, Geringqualifizierte und 
Migrantinnen betroffen sind. Zwei Drittel der Vollzeitbeschäftigten mit Niedriglöhnen sind weiblich. 
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Dass Teilzeitbeschäftigte und Minijobberinnen überdurchschnittlich von diesen niedrigen 
Stundenlöhnen betroffen sind, wundert sicher ebenfalls niemanden.  

Es mag zynisch erscheinen, aber der Niedriglohnsektor ist eine Frauendomäne. Das liegt auch an 
dem hohen Beschäftigungsanteil der Frauen in Dienstleistungsberufen. Dort sind die Niedriglöhne 
besonders verbreitet. Betroffen sind vor allem Berufe, die überwiegend von Frauen ausgeübt werden. 
98 Arzthelferinnen zum Beispiel steht ein Arzthelfer gegenüber; bei Friseurinnen ist das Verhältnis vier 
zu eins. Eine ausgelernte Friseurin in Sachsen bekommt gerade einmal skandalöse 3,82 Euro. Aber 
es gibt noch schlimmere Beispiele. 

Ein gesetzlicher Mindestlohn von 8 Euro, wie wir ihn fordern, käme all denen zugute, deren 
derzeitige Tariflöhne viel zu niedrig sind, um von ihrer eigenen Arbeit leben zu können. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Ein existenzsichernder gesetzlicher Mindestlohn würde auch den Frauen in vielen Berufsgruppen 
helfen, die bisher ohne tarifliche Absicherung arbeiten müssen. Dies trifft vor allem die inzwischen 
zahlreichen, meist weiblichen Beschäftigten in Teilzeit- und Minijobs; ich erwähnte es bereits. Wer in 
einem Minijob arbeitet, tut dies häufig unterhalb von tariflichen Konditionen und überwiegend zu einem 
Niedriglohn.  

Am Thema Niedriglohn zeigt sich: Die frauenpolitische Forderung nach gleichem Lohn für 
gleichwertige Arbeit, die Frauen wie Männern gleichermaßen ein existenzsicherndes Einkommen 
garantieren soll, ist immer noch aktuell. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Das Erreichen eines flächendeckenden einheitlichen gesetzlichen Mindestlohns ist deshalb nur ein 
Schritt von vielen, aber immerhin ein Schritt. Aus diesem Grund ist unsere Forderung nach einem 
gesetzlichen Mindestlohn auch eine gleichstellungspolitische Forderung, eine Forderung nach mehr 
Geschlechtergerechtigkeit. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Zum Schluss dieses Tagesordnungspunktes – – 

(Widerspruch) 

– Entschuldigung! 

(Irmingard Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN]: Herr Präsident, so kurz geht die 
Debatte nicht!) 

Ich bin mir nicht ganz sicher, ob in den Reaktionen die Empörung oder die Erleichterung überwiegt; 

(Heiterkeit im ganzen Hause) 

aber ich will Ihnen doch wenigstens zur Rechtfertigung des Missverständnisses 

(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Vorsicht!) 

die Rednerliste zeigen. 

(Heiterkeit im ganzen Hause) 

Ich merke mir jedenfalls für die Zukunft, durch welche Art von irreführenden Hinweisen Bewegung in 
die Debatten zu bringen ist. 

Frau Kollegin Schewe-Gerigk, nun haben Sie das Wort und hoffentlich die nötige Aufmerksamkeit 
für die Behandlung des Themas. 

Irmingard Schewe-Gerigk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):  
Ja, nach diesem Vorwort ganz sicherlich. – Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Präsident! 

Verehrte Frau Ministerin, ich freue mich sehr, dass Sie heute an dieser Debatte teilnehmen. Ich habe 
mich auch sehr darüber gefreut, dass Sie die Erfolge der rot-grünen Frauenpolitik hier ausdrücklich 
gewürdigt haben: die höhere Beteiligung in Führungspositionen in den Ministerien, das 
Gewaltschutzgesetz. Das war wirklich sehr schön. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei der SPD) 
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Aber jetzt muss ich mit den Freundlichkeiten leider aufhören.  

Ich habe während Ihrer Rede darauf gewartet, dass Sie sagen, was Sie nun tun wollen und was Sie 
vorschlagen. Die Große Koalition ist angetreten, große Probleme zu lösen. Sie liegen in der Tat vor 
der eigenen Tür. Das gilt nicht nur für den Klimaschutz und die soziale Sicherung, sondern gerade 
auch für den Bereich der Gleichstellungspolitik. 

Kürzlich gaben 86 Prozent der Frauen in einer Emnid-Umfrage an, die Gleichberechtigung sei nicht 
erreicht. Passend zum 20. Jubiläum des Frauenministe-riums sagt das nun auch erstmalig nach 
eineinhalb Regierungsjahren die Kanzlerin. Da kann ich nur sagen: Gratulation! Denn in ihren ersten 
100 Reden als Regierungschefin hat die Kanzlerin das Wort Gleichberechtigung peinlich vermieden.  

Peinlich war das offensichtlich den Abgeordneten von CDU/CSU und SPD. Den Vorwurf, dass sie 
zu diesem Thema nichts zu sagen hätten, wollten sie nicht auf sich sitzen lassen. Auf den Tag genau 
ein Jahr ist vergangen seit der Einbringung unseres grünen Antrages zur Gleichstellung auf dem 
Arbeitsmarkt. Heute legen auch Sie einen Antrag vor. Auf fast neun Seiten beschreiben Sie detailliert 
die Benachteiligung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt. Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, Studien 
zusammenzufassen, ist nicht die vornehmste Aufgabe der Politik. Ich frage mich, wo da Ihr politischer 
Part bleibt.  

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich zitiere einmal aus Ihrem Antrag. Sie wollen ermutigen, Sie wollen prüfen, Sie wollen hinwirken, 
Sie wollen werben. Meine Tochter würde das so beschreiben: „Hallo! Haben die eigentlich erkannt, 
dass sie in der Regierung sind?“ 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie sollen umsetzen, Sie sollen verpflichten, Sie sollen erlassen. Das ist Ihre Aufgabe. Das würde den 
Frauen in diesem Land weiterhelfen.  

Nehmen wir das Beispiel Privatwirtschaft. In Ihrem Antrag steht, dass Sie die Wirtschaft zu 
Aktivitäten ermuntern wollen. Was heißt das eigentlich? Ist das eine brillante Formulierung dafür, dass 
Sie weiterhin nichts tun wollen und trotzdem hoffen, dass sich in der Privatwirtschaft endlich etwas 
bewegt? Ich finde, das ist nicht nur frauen-, sondern auch wirtschaftsfeindlich; denn die 
Männerdominanz in der Wirtschaft hat sich in Deutschland wahrlich als Innovationshemmnis erwiesen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Schauen wir uns den Bericht zum Bundesgleichstellungsgesetz an; er zeigt in die richtige Richtung. 
Der steigende Anteil von Frauen auch in höheren Positionen ist Ergebnis des Gesetzes. Genau so 
könnte es sich mit gesetzlichen Regelungen in der Privatwirtschaft entwickeln. Damit könnte 
Deutschland endlich den Anschluss an die Volkswirtschaften erreichen, die durch eine höhere 
Frauenerwerbstätigkeit deutlich innovativer sind als andere.  

Wir brauchen aber auch Anreize. Ich nenne als Beispiel die bevorzugte Vergabe öffentlicher 
Aufträge an Firmen, die sich für Chancengleichheit einsetzen. Kommen Sie mir bitte nicht wieder 
damit, das gehe nicht, das könne man gesetzlich nicht regeln. Eine europäische Richtlinie eröffnet 
diesen Spielraum. Ohne den Rückenwind aus Europa sähe es bei uns geschlechterpolitisch ziemlich 
finster aus.  

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]) 

Immerhin: In der Familienpolitik gibt es dank Ihrer Anstrengungen, Frau Ministerin von der Leyen, 
Bewegung, wenn auch mancher CDUler so tut, als würde die Zwangseinweisung der Säuglinge aus 
dem Kreißsaal direkt in die Kinderkrippe bevorstehen. Aber in der Frauenpolitik halten Sie, verehrte 
Frau Ministerin, einen Dornröschenschlaf. Sie schweigen, wenn Ihr Kollege Müntefering eine neue 
abschlagfreie Rente plant, die Frauen offensichtlich diskriminiert. Sie tun nichts für die Frauen, die 
trotz aller Qualifikation an die gläserne Decke stoßen. Sie berichten zwar darüber, aber Sie 
unternehmen nichts. Sie tun nichts für die Frauen, die trotz Vollzeitarbeit ihre eigene Existenz kaum 
sichern können. Sie tun überhaupt nichts für die, die Schutz vor Zwangsverheiratung benötigen. In 
eineinhalb Jahren hat es hier von Ihnen keine Vorschläge gegeben. Wir haben jede Menge Anträge 
eingebracht, die aber alle abgelehnt wurden. Eigene Initiativen der Regierungsfraktionen? – 
Fehlanzeige. Lösung großer Problem? – Fehlanzeige.  

Ich möchte heute einen Punkt unseres Antrages in den Mittelpunkt stellen. Das ist die 
Lohnungleichheit zwischen Frauen und Männern. Wir gehören zu den wenigen Ländern in der EU, in 
denen sich die Schere zwischen Männer- und Frauenlöhnen nicht etwa schließt, sondern noch weiter 
öffnet, und das, obwohl uns doch dieses Jahr ein Jubiläum ins Haus steht. Vor 50 Jahren wurden die 
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Römischen Verträge mit dem Grundsatz der Lohngleichheit unterzeichnet. Das geschah damals nicht 
aus Gründen der Gerechtigkeit, sondern weil die französische Regierung Lohndumping durch die 
berüchtigten Leichtlohngruppen für Frauen in Deutschland fürchtete. Diese haben wir nun endlich 
abgeschafft. Aber nach 50 Jahren beträgt die Differenz laut EU-Kommissar Spidla, wie er gestern 
vorgetragen hat, immer noch 22 Prozent. Das ist wahrlich kein Ruhmesblatt. 

Interessanterweise sind die Gehaltsunterschiede umso größer, je höher die Position ist – und das 
angesichts dessen, dass wir beim Anteil an weiblichen Führungskräften sehr weit hinten liegen. Es 
gibt in Unternehmen mit mehr als 500 Beschäftigten nur 4 Prozent weibliche Führungskräfte; das 
heißt, 96 Prozent aller Führungskräfte sind männlich. Meine Herren, sind diese alle so viel besser 
qualifiziert? Das scheint mir sehr unwahrscheinlich zu sein. Von den DAX-notierten Unternehmen 
ganz zu schweigen: Hier gibt es im Vorstand eine 100-prozentige Männerquote. Da waren wir schon 
einmal weiter. Es gab nämlich einmal eine Frau im Vorstand; aber inzwischen ist sie nicht mehr da. 

Die Bundeskanzlerin hat das gestern einen Skandal genannt und bestätigt, dass wir von einer 
Gleichberechtigung weit entfernt sind. Ich sage nur: Schön, dass das jetzt auch bei ihr angekommen 
ist; sie war ja auch einmal Frauenministerin.  

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD) 

Diesen Erkenntnisgewinn sollte sie in politisches Handeln umsetzen. Wie wäre es denn zum Beispiel 
mit einer Initiative für mehr Lohngerechtigkeit innerhalb der EU? Die Ratspräsidentschaft, die 
Deutschland gerade übernommen hat, bietet sich für eine solche Initiative geradezu an.  

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die schlechtere Bezahlung von Frauen, obwohl sie oft genug besser qualifiziert sind als ihre 
männlichen Kollegen, ist ein großes Problem. Dessen Lösung stünde der ersten Kanzlerin 
Deutschlands gut zu Gesicht. Also, tun Sie endlich etwas!  

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Nun, liebe Kolleginnen und Kollegen, beginnt die zweite Runde der vereinbarten Debatte zur 

Frauenpolitik. Sie wird durch die Kollegin Elke Ferner von der SPD-Fraktion eröffnet.  

(Beifall bei der SPD) 

Elke Ferner (SPD):  
Herr Präsident! Liebe Kollegen und Kolleginnen! 96 Jahre nach dem ersten Internationalen 

Frauentag und mehr als zwei Jahrzehnte nach Beginn der neuen Frauenbewegung ist zwar vieles in 
Bewegung gekommen. Vieles hat sich wirklich verbessert; Frau Humme und andere haben eben 
darauf hingewiesen. Insbesondere die Rechtsposition der Frauen hat sich verbessert. Aber es ist auch 
richtig: Vieles muss noch bewegt werden. 

(Beifall der Abg. Christel Humme [SPD]) 

Auch im 21. Jahrhundert kann frau sich manchmal nicht des Eindrucks erwehren, dass es auch 
eine Bewegung gibt, die in eine andere Richtung, in eine falsche Richtung, geht. Dass beispielsweise 
eine erfolgreiche Journalistin wie Frau Herman die Frauen, die in ihrer überwiegenden Mehrheit nicht 
nur erfolgreich im Beruf, sondern auch Mutter sein wollen, an den öffentlichen Pranger stellt, geht für 
meine Begriffe wirklich in die falsche Richtung. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 

Ob das Motiv nun der inneren Überzeugung entspricht oder ob es nur eine plumpe 
Vermarktungsstrategie für ein neu erschienenes Buch ist, lasse ich einfach einmal dahingestellt.  

Auch dass beispielsweise die stellvertretende Landesvorsitzende der sogenannten Linkspartei im 
Saarland Christa Müller, die Ehefrau des Fraktionsvorsitzenden von der Linken, einem 
erzkonservativen Bischof mit pseudowissenschaftlichen Erkenntnissen hilfreich zur Seite springt, geht 
in die falsche Richtung.  

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/ DIE 
GRÜNEN) 
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Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Lassen Sie eine Zwischenfrage zu?  

Elke Ferner (SPD):  
Gerne. 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Bitte schön. 

Monika Knoche (DIE LINKE):  
Verehrte Frau Ferner, darf ich Sie fragen, ob Sie zur Kenntnis nehmen möchten, dass die Position 

der Ehegattin des Vorsitzenden nicht die Position der Fraktion Die Linke und auch nicht die der Partei 
ist und dass es vor allen Dingen einem entwickelten frauenpolitischen Verständnis entspricht, eine 
eheliche Beziehung nicht mit einer geistigen und politischen Übereinstimmung gleichzusetzen? Eine 
Ehe einzugehen, bedeutet nicht, dass Meinungsgleichheit bestehen muss. Auch Meinungsdifferenz in 
Ehen wissen wir Frauen sehr zu schätzen. Das trifft in diesem Fall zu. Möchten Sie das bitte zur 
Kenntnis nehmen? 

(Beifall bei der LINKEN –  Heiterkeit bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Elke Ferner (SPD):  
Ich nehme gerne zur Kenntnis, dass Ihre Parteikollegin Christa Müller zu Beginn dieser Woche in 

einer Zeitung mit vier großen Buchstaben erklärt hat, dass sie für die WASG und die Linkspartei im 
Saarland spricht, wenn sie beispielsweise ein Erziehungsgehalt fordert, was von einigen aus Ihrer 
Partei zu Recht als Herdprämie für Frauen kritisiert wird. Ich gebe Ihnen recht, dass es, wenn man 
miteinander verheiratet ist, natürlich auch weiterhin möglich sein muss, unterschiedliche politische 
Auffassungen zu vertreten.  

(Ina Lenke [FDP]: Aber ganz bestimmt!)  

Ich vermisse allerdings eine öffentliche Aussage Ihres Fraktionsvorsitzenden zum Thema 
Gleichstellungspolitik, zum Thema „Vereinbarkeit von Familie und Beruf“. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Als Mitglied der saarländischen SPD und langjährige Vorsitzende der saarländischen 
Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer Frauen, und zwar zu der Zeit, als Ihr Fraktionsvorsitzender 
Landesvorsitzender der SPD und saarländischer Ministerpräsident gewesen ist, kann ich Ihnen sagen, 
dass er nun gerade nicht derjenige gewesen ist, der an der Spitze der Frauenbewegung gestanden 
hat, sondern eher zum Jagen getragen werden musste. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD, der CDU/ CSU, der FDP und dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Dass sich ausgerechnet einige Frauen, die auf der Sonnenseite des Lebens stehen und sich nicht 
damit herumplagen müssen, wie sie ihr Einkommen und den Lebensunterhalt ihrer Kinder sichern, 
jetzt gegen die Frauen wenden, die das – ob freiwillig oder unfreiwillig – jeden Tag tun, geht ein gutes 
Stück zu weit. Ich kann für beide, sowohl für Christa Müller als auch für Frau Herman, nur hoffen, dass 
die Väter ihrer Kinder zur Stelle sind, um die Kinder zu betreuen, wenn sie selbst durch die Talkshows 
tingeln, damit die Kinder nicht einen dauerhaften Schaden nehmen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Christa Müller hat zu Beginn dieser Woche auch gesagt: Feministinnen fordern nur Sachen, die 
ihnen gefallen. – Ich muss sagen, diese Frau hat entweder die Frauenbewegung der 70er-, 80er- und 
90er-Jahre nicht wahrgenommen oder versucht wieder, eine dicke Schlagzeile zu ergattern. Die 
Frauenbewegung in Deutschland wollte nie einen bloßen Rollentausch, eine Diskriminierung mit 
umgekehrten Vorzeichen, nie. Wir haben immer gesagt, wir wollen, dass Frauen das bekommen, was 
ihnen zusteht – nicht mehr, aber auch nicht weniger. Die Hälfte der Führungspositionen in Staat, 
Wissenschaft und Wirtschaft, die Hälfte der Verantwortung für die Familie, die Hälfte der 
Kindererziehung, die Hälfte der Hausarbeit und die Hälfte des Ehrenamtes werden die Frauen freiwillig 
und mit Vergnügen den Männern überlassen; sie wollen nur endlich die Hälfte bekommen, die sie 
bisher nicht haben. 

(Beifall bei der SPD) 
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Ich begrüße sehr, dass die Bundeskanzlerin zu Beginn dieser Woche gesagt hat, es sei ein 
Skandal, dass in den deutschen DAX-Unternehmen keine einzige Frau im Vorstand ist. Ich füge hinzu: 
Wenn es nicht die Arbeitnehmer- und Arbeitnehmerinnenvertretungen in den Aufsichtsräten gäbe, 
dann sähe es in den Aufsichtsräten noch düsterer aus, als es ohnehin der Fall ist. – Ich sage aber 
auch: Den Zustand nur zu beklagen, ohne Maßnahmen zu ergreifen, damit sich daran etwas ändert, 
reicht nicht aus. Wir wären gut beraten, insbesondere weil wir die Ergebnisse der zweiten Bilanz 
kennen, Frau Ministerin, und weil wir wissen, dass es dort im Schneckentempo vorangegangen ist – 
das zeigt auch, dass das Bundesgleichstellungsgesetz zwar nicht so schnell gewirkt hat, 

(Ina Lenke [FDP]: Das wirkt überhaupt nicht!) 

wie wir es eigentlich gern wollten, aber deutlich schneller gewirkt hat als das, was in der 
Privatwirtschaft mit der freiwilligen Vereinbarung gemacht worden ist –, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

verbindliche Zielvorgaben für die Privatwirtschaft zu machen. Ohne diese Zielvorgaben wird nicht 
nur diese Frauengeneration, sondern werden auch die nächsten Frauengenerationen unter der 
gläsernen Decke hängen bleiben. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist richtig – das ist eben schon gesagt worden –: Die Wirtschaft erweist sich einen Bärendienst, 
wenn sie die bestausgebildete Frauengeneration nicht in den beruflichen Aufstieg einbezieht, Frauen 
den Berufszugang erschwert und sie zum Teil an betrieblicher Qualifizierung nicht beteiligt. Ich hoffe, 
dass die Arbeitgeberseite und die Wirtschaft aufwachen. Denn vor dem Hintergrund eines 
zurückgehenden Erwerbstätigenpotenzials wird die Wirtschaft darauf angewiesen sein, das 
Erwerbspotenzial sowohl der Frauen als auch der Älteren deutlich besser auszuschöpfen, wenn sie 
wettbewerbsfähig bleiben will. Ich bin aber nach wie vor davon überzeugt, dass es ohne Zielvorgaben 
nicht gehen wird; denn Freiwilligkeit – das haben wir bereits gesehen – hat nicht funktioniert. 

Ich freue mich auch darüber, dass es in unserem Land eine Diskussion über die Frage gibt, wie 
man die Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbessern kann, die leider immer noch in erster Linie 
ein Problem der Mütter ist. Wir haben ein Konzept vorgelegt. Ich freue mich, dass Frau von der Leyen 
auf die SPD-Linie eingeschwenkt ist 

(Lachen bei der CDU/CSU – Dr. Martina Krogmann [CDU/CSU]: Immer diese parteipolitische 
Brille!) 

und jetzt einen deutlich stärkeren Ausbau der Kinderbetreuung fordert. Ich füge aber hinzu, Frau von 
der Leyen: Es reicht nicht aus, Vorschläge über die Anzahl der Plätze zu unterbreiten. Man muss auch 
dafür sorgen, dass man dafür die Mehrheiten in seiner eigenen Partei und Fraktion hat und dass das 
Ganze finanzierbar ist. Nur dann kann es umgesetzt werden. 

(Ina Lenke [FDP]: Deshalb sagen wir ja: Privatwirtschaftlich muss es gemacht werden!) 

Wir haben unsere Vorschläge gemacht. Ich hoffe, dass die Union in Kürze sagen wird, wie sie das 
Ganze finanzieren will. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Präsident des Zentralkomitees der deutschen Katholiken hat recht, wenn er sagt: Es 

haben sich offenbar jene in der Union durchgesetzt, welche die Realität junger Familien immer 
noch nicht wahrhaben wollen und sich hinter der Forderung verstecken, man müsse erst den 
Bedarf feststellen. 

Wer zunächst den Bedarf feststellen lassen will, der lebt meiner Meinung nach nicht mehr in dieser 
Welt. Die Wartelisten in den Tageseinrichtungen und die Wünsche der Eltern nach Ganztagsschulen 
sprechen doch eine deutliche Sprache. Man braucht doch nicht mehr danach zu fragen, ob wir mehr 
Plätze brauchen. Stattdessen müssen wir dafür sorgen, dass die Zahl der Plätze steigt. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Ina Lenke [FDP] und der Abg. Dr. Kirsten Tackmann [DIE 
LINKE]) 

Ich wünsche mir, dass wir nicht nur am Internationalen Frauentag, sondern jeden Tag alles dafür 
unternehmen, die immer noch vorhandene strukturelle Diskriminierung und Benachteiligung von 
Frauen in unserer Gesellschaft zu überwinden. Das muss überall, nicht nur im Frauenressort, in der 
Bundesregierung oder im Parlament passieren. Ich freue mich auf den Wettstreit um die besten 
Konzepte. 
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Ihnen allen wünsche ich einen schönen Internationalen Frauentag. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Nächste Rednerin ist die Kollegin Sibylle Laurischk für die FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Sibylle Laurischk (FDP):  
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 96. Internationale Frauentag ist sicher kein Grund 

zur Trauer, aber auch kein Jubeltag. Die andauernden und nachhaltigen Benachteiligungen von 
Frauen sind von meinen Vorrednerinnen ausführlich dargestellt worden. Von einer echten, alle 
Lebensbereiche durchdringenden Gleichberechtigung der Geschlechter in Deutschland kann nicht die 
Rede sein. Dennoch: Die Zukunft unserer Gesellschaft liegt in den Händen der Frauen; uns Frauen 
gehört die Zukunft. 

(Beifall der Abg. Christel Humme [SPD]) 

Ich zolle der Familienministerin Respekt für ihr Vorhaben, insbesondere den Männern ein anderes, 
vielfältigeres Rollenbild abzuringen. Die Honorierung von Vätermonaten beim Elterngeld ist dafür ein 
aktuelles Beispiel. Ich hoffe, Frau Ministerin, dass Sie im Fami-lienministerium auch 
Abteilungsleiterinnen haben. 

(Dr. Ursula von der Leyen, Bundesministerin: Ja, sicher!) 

Interessant sind die Reflexe auf diese Entwicklung. Es gibt Kreise, die das Abendland in Gefahr und 
Frauen zu Gebärmaschinen herabgewürdigt sehen, wenn Sie neben Kindern auch die Teilhabe an 
beruflicher Entwicklung umsetzen wollen. Aber Sie, die Herren von der CDU/CSU-Fraktion, werden 
Frau Ministerin von der Leyen schon nicht zu übermütig werden lassen, sicher auch zum Wohlgefallen 
Ihres Koalitionspartners, dem die Ministerin auf diesem Feld bislang kaum Luft zum Atmen gelassen 
hat. Die SPD kann jetzt aufatmen, die Frauen nicht. – Die frauenpolitische Baustelle dieser Koalition 
bleibt offen. Da hilft auch der 20. Geburtstag des Frauenministeriums nicht; hierzu übrigens meinen 
herzlichen Glückwunsch. 

Bezeichnend ist schon, dass uns erst in letzter Minute ein gemeinsamer Antrag der Koalition zu 
diesem heutigen Tagesordnungspunkt vorgelegt wird. Ein Gesetzentwurf zur Zwangsheirat bleibt uns 
wohl endgültig vorenthalten. Die Unterhaltsrechtsreform, wiewohl seit Monaten im Justizministerium 
fertiggestellt, ist überfällig. Die gravierend ungleiche Bezahlung von Männern und Frauen ist eine 
ständige Entmutigung der erwerbstätigen Frauen und nicht hinnehmbar. Gewalt gegen Frauen ist für 
viele Alltag; verlässlich finanzierte Frauenhäuser und Unterkünfte für Frauen in Not gibt es immer noch 
nicht. In jeder einzelnen Kommune kämpfen die Frauen um jeden Cent zur Finanzierung. 

(Beifall bei der FDP) 

An meine Kolleginnen und Kollegen von den Grünen gerichtet möchte ich sagen, dass Ihr Antrag 
„Gleichstellung auf dem Arbeitsmarkt verwirklichen – Innovationshemmnis Männerdominanz beenden“ 
etwas dick aufträgt. Zum Dominieren braucht es zwei. Frauen duldsam darzustellen, halten wir nicht 
für den richtigen Weg.  

Unser Antrag zeigt, dass wir die Chancen der Wirtschaft durch die Beteiligung von Frauen in 
Führungspositionen sehen. Darüber hinaus sehen wir die Chance, dass die Wirtschaft dies erkennt. 
Dabei hat die Wirtschaft ebenfalls zwei Seiten, auch die der Arbeitnehmervertreter. Ein Beispiel ist 
dabei, dass unter den Gewerkschaftsbossen keine Frau zu finden ist. 

(Beifall bei der FDP) 

Es ist uns Liberalen fremd, homogene Gruppen einheitlich grauer Anzugträger als Träger von 
Innovation und Entwicklung zu sehen. Vielfalt führt zu produktiven Ergebnissen. Insofern muss die 
Überschrift unseres Antrags ergänzt werden: Frauenpolitik ist nicht nur ein gesellschaftlicher, sondern 
auch ein wirtschaftlicher Erfolgsfaktor. 

Vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung wird das Know-how gut ausgebildeter 
Frauen für die Unternehmen unverzichtbar werden. Tatsächlich bedeutet die Entwicklung einer 
modernen, gleichberechtigten Gesellschaft nicht nur eine Veränderung der Frauen hin zu mehr 
Verantwortung und Eigenverantwortung, sondern auch die Veränderung der Männer, deren Alltag 
vielfältiger wird – und das ist gut so. 

 



 Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 85. Sitzung, Berlin, Donnerstag, den 8. März 2007 8511 

(Beifall bei der FDP) 

Bei der Integration von Migrantinnen, die dem Islam angehören, wird von ihren Vätern, Männern, 
Brüdern, Cousins ein ganz besonders großer Kultursprung nach vorne verlangt. Wir müssen diese 
Frauen und Mädchen unterstützen, wo wir nur können; denn über die Integration der Frauen und 
Mädchen gelingt auch die der gesamten Community. Die absehbare weitere Ausgrenzung gerade von 
Migrantinnen, die geschieden sind, muss entschlossen abgelehnt werden. Ich erinnere hier an einen 
sehr unglücklichen Antrag aus Niedersachsen. Abschiebung kann für sie nicht die Antwort sein. 

An der Diskussion der vergangenen Wochen hat mich doch gestört, wie wenig dynamisch die 
Öffentlichkeit die Rolle der Frau in der Gesellschaft sieht. Hier das Karriereweib, dort die biedere 
Hausfrau und Mutter: Die Zwischentöne fehlen fast vollständig. Tatsächlich sind Lebensläufe von 
Frauen vielfältiger. Lebensläufe sind lebensphasenbezogen. Da kann es auch eine Phase geben, die 
„Hausfrau und Mutter“ heißt. Die Frau will dann nicht unbedingt lebenslänglich Hausfrau und Mutter 
sein, aber eben doch für einen bestimmten Zeitraum. Ich will nicht der konservativen 
Aufgabenverteilung das Wort reden, aber doch diejenigen Frauen würdigen, die unter Hintanstellung 
eigener beruflicher Ambitionen vieles im Alltag für die Gemeinschaft leisten. 

(Beifall bei der FDP) 

Wenn es allerdings an die Besetzung der Vorstände geht, sind es meist doch die Männer, die den 
Vorstand eines Vereins oder einer Partei bilden, getreu dem uns Frauen fremden Motto: einmal im 
Leben Vorstand sein. 

Der Schlüssel zu mehr Verantwortung von Frauen außerhalb von Familie in Beruf und Gesellschaft 
ist die Verbesserung der Zeitverteilungsmöglichkeiten. So muss es auch einer jungen Mutter eines 
kleinen Kindes möglich gemacht werden, in Teilzeit eine berufliche Ausbildung zu absolvieren. In den 
Unternehmen muss der Gedanke der Lebensarbeitszeitkonten stärker mit Leben gefüllt werden, 
damit eine erwerbsarbeitsfreie Zeit für Familien- oder Fortbildungsphasen angespart werden kann, 
nicht zu reden von der Möglichkeit des Sabbaticals. Die Einbindung von Menschen mit 
Familienverantwortung wird immer bedeuten, Flexibilität zu ermöglichen; denn Familie ist ein 
lebendiger Organismus mit wechselndem Einsatzbedarf. Die Frauen sind dabei auch gefragt: Ohne 
lebenslanges Lernen, die ständige Bereitschaft, sich Neuem zu öffnen und Kenntnisse, Fähigkeiten 
und Kompetenzen zu erweitern, wird es nicht gehen. 

Zum Schluss komme ich zum Alter. Die Erhöhung des Renteneintrittsalters auf 67 Jahre wird 
ganz besonders Frauen treffen, die wegen ihrer Übernahme von Familienverantwortung eben nicht 
eine ununterbrochene Erwerbsbiografie aufweisen können. Sehr geehrte Frau Ministerin, bitte nutzen 
Sie die Zeit der deutschen EU-Ratspräsidentschaft, um Ihre Roadmap zur Gleichstellung der 
Geschlechter umzusetzen und sich für Deutschland europäischen Rückenwind zu verschaffen. 

(Beifall bei der FDP) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Frau Dr. Möllring ist die nächste Rednerin für die CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Eva Möllring (CDU/CSU):  
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! „Warum willst du dir das denn 

antun?“ wurde ich gefragt, als ich für den Deutschen Bundestag kandidierte. Als verheiratete Frau und 
Mutter könne ich doch ein Leben zwischen Teilzeitarbeit, Haushalt, Ehrenamt und Tennisplatz führen. 
Dieses Beispiel zeigt, welche Vorbehalte Frauen auch heute noch auf dem Arbeitsmarkt erleben und 
wie ganz selbstverständlich mit zweierlei Maß gemessen wird. 

In der aktuellen Diskussion über Kinderbetreuung fällt immer wieder das Argument – auch eben 
gerade –, dass Frauen auf das Einkommen angewiesen seien. Das ist richtig, aber es diskriminiert 
gleichzeitig Mütter mit berufstätigen Ehemännern. Wer würde einen Mann da-rauf verweisen, Haus 
und Kinder zu hüten, bloß weil er zum Beispiel mit einer Lehrerin verheiratet ist? Deshalb will ich hier 
klar sagen – ich hoffe, darin sind wir uns einig –: Als Frau beruflich tätig zu sein, kann nicht den 
Sonderfall für Bedürftige darstellen. Vielmehr müssen alle Frauen, die das wollen, die Chance haben, 
beruflich zu arbeiten.  

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der FDP) 

Deshalb brauchen wir ein breites Angebot flexibler Kinderbetreuungsmöglichkeiten: für Kinder in 
jedem Alter und für sehr unterschiedliche berufliche Bedürfnisse. Ich bin froh, dass diese Regierung 
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endlich die Aufmerksamkeit hergestellt hat, die nötig ist, damit diese Angebots-palette geschaffen 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Unsere Wirtschaft ist gut beraten, wenn sie die berufliche Kompetenz von Männern und Frauen so 
gut wie möglich einsetzt und nutzt; das haben viele Unternehmen schon verstanden. Nur, in unseren 
Köpfen spuken noch viele alte Bilder herum: der Chefarzt, der Professor, der Physiker und der 
Geschäftsführer zwischen vielen schwarzen Anzügen beim IHK-Empfang. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Andererseits: die Friseurin, die Verkäuferin, die Arzthelferin und die Putzfrau. Das sind unsere Bilder, 
unsere Schubladen. Sie bestimmen unser Denken, und sie werden zu kleinen Geistern in unserem 
Hinterkopf. Ich wünsche uns manchmal ein handliches Lasso in der Hosentasche, um diese Geister 
wegzufangen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Herr Präsident, das hat übrigens etwas mit Gender-Mainstreaming zu tun.  

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und der SPD) 

Es wird höchste Zeit, dass wir diese alten Denkschemata überwinden – im Interesse vieler Frauen 
und auch im Interesse der Wirtschaft unseres Landes. Denn ein Drittel der pharmazeutischen 
Industrie kann offene Stellen nicht mehr adäquat besetzen, wir brauchen 22 000 Ingenieure, und wir 
brauchen viele Fachkräfte im Informatikbereich; darüber sind sich alle, auch die Wirtschaftsverbände 
und Herr Minister Müntefering, einig. Wir müssen wettbewerbsfähig sein; wir konkurrieren um die 
besten Köpfe. Was liegt da näher, als das Potenzial unserer Frauen zu erschließen, indem wir sie 
qualifiziert ausbilden?  

Die Anzahl der Studentinnen in den technischen Fächern ist angestiegen. Aber ihr Anteil liegt 
nach wie vor bei 9 Prozent, bei 16 Prozent, bei 20 Prozent. Warum studieren Frauen nicht Physik, 
Maschinenbau, Informatik und Elektrotechnik? – Auch weil ihnen die Vorbilder fehlen und das 
Selbstvertrauen und die Akzeptanz in diesen Berufen. Deshalb ist es wichtig, dass wir junge Mädchen 
in diesen technischen Fähigkeiten früh motivieren und bestätigen und dass sich das in der Schule 
fortsetzt, wie es die Finnen mit großem Erfolg vormachen. Es ist ein guter Weg, dass wir in neuen 
Studiengängen technische Fähigkeiten mit sprachlichen und kommunikativen Elementen verbinden. 
Auf diese Weise gelingt es uns, diese Ausbildung zukunftsfähig zu machen und gleichzeitig Frauen für 
diese Berufe zu gewinnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Das ist der richtige Weg. Große Erfolge erzielen wir auch mit speziellen Frauenstudiengängen in den 
technischen Bereichen, wie wir es schon lange aus den USA kennen. Diese Angebote sollten wir 
weiterentwickeln. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und der SPD) 

Denn – ich sage es noch einmal – Frauen verdienen in Deutschland in Vollzeitstellen inzwischen 
23 Prozent weniger als Männer, bezogen auf den Stundenlohn sogar 26 Prozent. Das ist der letzte 
Platz in Europa. Die beiden entscheidenden Ursachen dafür sind die Berufswahl und die Tatsache, 
dass Frauen seltener in Führungspositionen kommen. Im mittleren Management beträgt der 
Frauenanteil circa 20 Prozent. In den Vorständen der 100 größten deutschen Unternehmen sitzen 
685 Männer – und vier Frauen. Es gibt also die gläserne Decke, auch weil viele Arbeitnehmerinnen 
ihre Entwicklung nicht strategisch planen, weniger kämpfen und bescheidener auftreten – nicht alle, 
aber einige – und weil manch ein Personalchef unbewusst doch noch alte Rollenmuster im Kopf hat. 
Deshalb ist es wichtig, dass Unternehmen sich das Potenzial und die Einsatzmöglichkeiten ihrer 
Mitarbeiterinnen klar vor Augen führen. Wir sind gefragt, diese Entwicklung zu unterstützen, 
anzuschieben. Wir haben in unserem breitgefächerten Antrag viele Vorschläge und Maßnahmen 
erwähnt und vorgestellt. Dazu gehört ein freiwilliger Lohntest, den wir zur Verfügung stellen, und dazu 
gehört auch die Fortschreibung der Vereinbarung mit der Wirtschaft, entsprechende Zielmarken ins 
Auge zu fassen.  

Ich kann in der verbleibenden Zeit nicht mehr alles aufzählen. Aber ich will sagen: Ich würde mich 
sehr freuen, wenn die Bundesregierung unsere Ideen aufnimmt und das Europäische Jahr der 
Chancengleichheit nutzt, um die Chancen der Frauen im Beruf voranzutreiben. Dann sind wir auf 
einem guten Weg. 
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(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Ich erteile das Wort der Kollegin Monika Knoche, Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Monika Knoche (DIE LINKE):  
Herr Präsident! Meine verehrten Herren und Damen! Nichts ist passender, als am Internationalen 

Frauentag über Frauen, Frieden und Sicherheit, also über die UN-Resolution 1325, zu sprechen. Die 
Voraussetzungen scheinen günstig. Deutschland hat mit seiner Bundeskanzlerin die, so heißt es, 
derzeit mächtigste Frau der Welt.  

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Aber werden die Frauen der Welt davon profitieren? Die deutsche EU-Ratspräsidentschaft schließt im 
Europäischen Jahr der Chancengleichheit diesbezüglich einen expliziten Gestaltungsauftrag in der 
Außenpolitik ein.  

Da das Thema Naher Osten auf der Agenda der EU steht, will ich Ihnen sagen: Im Dezember 
letzten Jahres hat eine Frauendelegation der Linksfraktion eine Reise nach Israel und in die 
palästinensischen Gebiete gemacht. Wir haben dort Frauen kennengelernt, die als „Frauen in 
Schwarz“ aktiv sind und mit großem Engagement ununterbrochen für die Anerkennung der 
Eigenstaatlichkeit der palästinensischen Gebiete werben. Wir haben Frauen kennengelernt, die sich in 
zivilen Projekten engagieren, um den innergesellschaftlichen Dialog zu verbessern, die mit 
palästinensischen Frauen zusammenarbeiten und die an die Grenzübergänge gehen, um die Folgen 
der Besatzung irgendwie zu lindern. Wir haben palästinensische Frauen kennengelernt, die sich nicht 
scheuen – das will in der dortigen Gesellschaft wirklich etwas heißen –, öffentlich die Zunahme 
sexueller Gewalt gegen Frauen in den Familien anzuprangern, und diese Entwicklung in einen 
Zusammenhang mit dem Bürgerkrieg zu bringen. 

Wir haben diese Frauen als Akteurinnen kennengelernt, die außerordentlich kompetent sind. Sie 
sollten in die Verhandlungen im Rahmen des Nahostprozesses einbezogen werden. Diese Forderung 
muss vom Nahostquartett umgesetzt werden. Die hoffnungsvollen Entwicklungen um die 
Vereinbarung von Mekka zeigen, dass Frauen nach wie vor ausgeschlossen sind, wenn es um 
Befriedungsstrategien geht.  

Wie wir wissen, gibt es auch im Iran, einem weiteren großen Konfliktfeld, Frauen, die mit großem 
Mut für die Erhaltung und den Ausbau der Frauenrechte in der dortigen Gesellschaft demonstrieren. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Diese außenpolitischen Entwicklungen müssen wir als Frauen außerordentlich goutieren. Sie müssen 
in unsere Außenpolitik einfließen.  

Morgen, meine Herren und Damen, wird der Einsatz von Tornados in Afghanistan beschlossen. 
Schon jetzt ist klar: Die Zivilbevölkerung wird leiden. Sie wird Tote zu beklagen haben. Ich frage Sie: 
Wie kann man einer Frühjahrsoffensive Geleitschutz geben, wenn offenkundig ist, dass die Taliban mit 
ihrem frauenverachtenden Menschenbild erstarkt aus dieser Militäroffensive hervorgehen werden? 

(Beifall bei der LINKEN) 

Es wird damit gerechnet, dass der Krieg gegen die Taliban noch 15 Jahre dauern wird. Was 
bedeutet das für die Frauen? Um den Frauen zu helfen, muss die ganze Kraft in zivile, 
nichtmilitärische Politik gesteckt werden. Es ist Fakt, dass Parlamentarierinnen in Afghanistan mit 
Gewalt bedroht werden, weil sie sich gegen die Warlords in Regierung und Parlament wenden. Da 
darf der Westen doch nicht konditionslos die Karzai-Regierung stützen!  

(Beifall bei der LINKEN) 

Wir müssen unsere Glaubwürdigkeit bewahren und das Erstarken islamischer Dogmatiker mit dem 
Krieg gegen den Terror in Verbindung bringen. Hier besteht nämlich ein ursächlicher Zusammenhang. 

Als Linke möchte ich nicht, dass die UN-Resolution 1325 zu einem Feigenblatt verkommt; denn 
dafür ist sie wirklich zu wertvoll. Deshalb bin ich den Regierungsfraktionen sehr verbunden, dass sie 
ihren Antrag zur Umsetzung dieser Resolution am heutigen Tag auf die Tagesordnung gesetzt haben. 
Er beinhaltet unter anderem die Forderungen nach sozialer Sicherheit und Freiheit von sexueller 
Gewalt. Wenn wir das für richtig erachten, dann müssen wir in unserer Konzeption auch die 
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Binnenflüchtlinge berücksichtigen. Das macht erforderlich, ein Asylrecht für Frauen zu schaffen, die 
Opfer systematischer sexueller Gewalt geworden sind. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Diese UN-Resolution kann unseres Erachtens nicht neben einer militarisierten Außenpolitik stehen 
oder bestehen. Sie muss die Außenpolitik verändern. Dadurch, dass der umfassende 
Sicherheitsbegriff im Weißbuch der Bundeswehr verändert wird, werden in der deutschen Politik Wege 
beschritten, die die Umsetzung der UN-Resolution unter Umständen ad absurdum führen können. Wir 
dürfen nicht eine „kleine“ Frauenpolitik nebenbei machen, deren Ziele in der „großen“ Außenpolitik 
konterkariert werden. Das ist nicht glaubwürdig. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Wir fordern deshalb, dass die UN-Resolution in einen nationalen Aktionsplan umgesetzt wird, wie 
das beispielsweise in Norwegen und einigen anderen skandinavischen Ländern der Fall ist. Dort 
spricht man im Zusammenhang mit dieser Resolution von einem „living document“ – einem 
lebendigen Dokument –, das dafür sorgt, dass die betriebene Politik immer wieder in den Kontext zu 
den Zielen der UN-Resolution gestellt wird. Ich hoffe sehr, dass sich unsere Frau Bundeskanzlerin 
Merkel dieses Verständnis von Frauenpolitik erkennbar zu eigen macht und es als Vorsitzende der 
EU-Ratspräsidentschaft offensiv nach außen vertritt. Unseres Erachtens hat die Bundeskanzlerin 
bisher versäumt, sich als Frau zur Frauenpolitik in einem emanzipatorischen Sinn in der Außenpolitik 
zu äußern  

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

und die Errungenschaften der Frauenpolitik offensiv zu vertreten. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Ich darf sagen – auch das dürfte der Frau Kanzlerin bewusst sein –: Ohne eine emanzipatorische 
Frauenbewegung wäre sie wahrscheinlich nicht Kanzlerin geworden. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Kerstin Müller ist die nächste Rednerin für die Fraktion des Bündnisses 90/Die Grünen. 

Kerstin Müller (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):  
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen! Ich freue mich, dass wir heute am Internationalen 

Frauentag den Blick nicht nur auf die nationale Situation von Frauen richten, sondern auch auf ihre 
weltweite Lage, und dass wir die Gelegenheit nutzen, über die UN-Sicherheitsratsresolution 1325, die 
viel zu wenig bekannt ist und Beachtung findet, zu diskutieren. Bevor ich dazu komme, möchte ich 
kurz auf die Situation im Iran hinweisen. Am Sonntag, den 4. März, wurden 33 Frauen im Iran 
festgenommen, weil sie sich in einer Unterschriftenkampagne für Gleichberechtigung und die 
Durchsetzung der Menschenrechte eingesetzt hatten. Sie wurden im berüchtigten Gefängnis Evin 
inhaftiert. Ich fordere die Freilassung aller dieser Frauen, die sich für die Menschenrechte und die 
Gleichberechtigung eingesetzt haben. Sie haben unsere volle Solidarität.  

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, bei der CDU/CSU, der SPD und der LINKEN) 

Das ist „Frauen, Frieden und Sicherheit“ konkret, also genau das, was mit der UN-
Sicherheitsratsresolu-tion 1325 beabsichtigt ist. Sie ist ein Meilenstein auf dem Weg zu einer 
geschlechtersensiblen Friedens- und Sicherheitspolitik. Zum ersten Mal in der Geschichte der 
Vereinten Nationen wurde im Oktober 2000 damit eine völkerrechtlich verbindliche Vorgabe zur 
Beteiligung von Frauen an Entscheidungen über Krieg und Frieden, aber auch in 
Nachkriegssituationen beschlossen. Gerade Frauen sind von Kriegen und gewaltsamen Konflikten in 
besonderem Maße betroffen. Ich nenne als Beispiele: 80 Prozent der Flüchtlinge sind Frauen und 
Kinder. Sie sind Kindersoldatinnen und Opfer sexueller Gewalt. Ich erwähne nur Ruanda, den Kosovo, 
Bosnien oder die aktuelle Krisenregion Darfur. Das zeigt: Es war überfällig – das war leider viele Jahre 
nicht selbstverständlich –, dass Verbrechen sexualisierter Gewalt nun endlich vor dem Internationalen 
Strafgerichtshof geahndet werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU) 
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Frauen haben beim Wiederaufbau von krisen- und kriegszerrütteten Gesellschaften immens 
wichtige Erfahrungen einzubringen. Leider orientieren sich unsere Wiederaufbaukonzepte noch immer 
sehr stark an den Interessen von Männern, während das Wissen von Frauen kaum berücksichtigt 
wird. 

Der Blick auf diese verschiedenen Rollen von Frauen, sowohl Opfer von Krieg und Gewalt als auch 
Friedensakteurinnen und Gestalterinnen zu sein, ist das zentrale Thema der 
Sicherheitsratsresolution 1325. Ich möchte heute am Internationalen Frauentag vor allen Dingen den 
vielen internationalen Frauen-NGOs danken, deren Beharrlichkeit, Initiativen und Veranstaltungen 
diese Resolution erst ermöglicht haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und der 
SPD) 

Wir haben unter Rot-Grün entscheidend dazu beigetragen, dass Deutschland in der zivilen 
Konfliktprävention – zum Beispiel mit dem Aktionsplan „zivile Krisenprävention“ oder mit der 
Gründung des Zentrums für internationale Friedenseinsätze, des ZIF, auch durch dessen integrierten 
Genderansatz – eine Vorreiterrolle einnimmt. Gerade im Bereich des zivilen Krisenmanagements sind 
internationale Polizeimissionen der UN und OSZE ein wichtiges Element. Auch hier muss die 
Umsetzung der Resolution 1325 in der Ausbildung und Vorbereitung der deutschen Kontingente 
verwirklicht werden. Gleiches gilt, wenn wir Bundeswehrsoldatinnen und -soldaten in 
Auslandseinsätze schicken. 

Die hohen Erwartungen an die Resolution haben sich noch nicht erfüllt. Die Verantwortung für die 
Umsetzung – das ist im internationalen Recht im Zusammenhang mit UN-Resolutionen so vorgesehen 
– liegt bei uns, den Mitgliedstaaten. Wir müssen dafür sorgen, dass die Resolution mit Leben gefüllt 
wird.  

Insofern haben Sie, meine Damen und Herren von der Koalition, einen guten Antrag vorgelegt. Ich 
denke, wir sind uns in vielen Fragen einig. Er greift aber an einer Stelle eindeutig zu kurz: Sie 
beschränken sich vor allem auf Absichtserklärungen. Aber wir haben auf nationaler Ebene die 
Erfahrung gemacht – das hat die Ministerin bereits angesprochen –, dass Absichtserklärungen nicht 
ausreichen.  

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Wir brauchen verbindliche Regelungen, damit die Resolution 1325 umgesetzt wird. Wir brauchen 
messbare Ziele, Forschrittsberichte und Zeitvorgaben. Diesen nationalen Erfahrungen sollten wir auch 
im Hinblick auf die internationale Ebene bei der Umsetzung der Resolution 1325 Rechnung tragen.  

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir fordern deshalb in unserem Antrag die Bundesregierung auf, einen nationalen Aktionsplan 
vorzulegen. Dabei geht es nicht um mehr Bürokratie; vielmehr greifen wir damit eine Forderung von 
Kofi Annan auf. Viele Länder – zum Beispiel Großbritannien, Norwegen, Kanada und die Schweiz – 
haben bereits Aktionspläne vorgelegt. Warum ist das bei uns noch nicht geschehen? In einen solchen 
nationalen Aktionsplan müssen konkrete Maßnahmen zur Prävention von Kriegen, zur Beteiligung von 
Frauen, zum Schutz vor sexualisierter Gewalt, aber auch zur geschlechtersensiblen Vorbereitung der 
Akteurinnen und Akteure, die in den Krisenregionen eingesetzt werden, aufgenommen werden. Wir 
haben in unserem Antrag dazu konkrete Vorschläge formuliert.  

Ich würde mich sehr freuen, wenn wir uns in den Beratungen der Anträge fraktionsübergreifend 
verständigen würden, in welchen Punkten wir übereinstimmen und welche Vorschläge als sinnvoll 
erachtet werden. Gerade am Internationalen Frauentag, an dem wir die internationale Solidarität mit 
allen Frauen weltweit deutlich machen sollten, halte ich das für eine Chance, uns darüber zu 
verständigen, welche konkreten Maßnahmen im Sinne der Resolution 1325 wir als Deutscher 
Bundestag für die Frauen in der Welt beschließen können. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Das Wort erhält nun die Kollegin Angelika Graf für die SPD-Fraktion. 

Angelika Graf (Rosenheim) (SPD):  
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Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Am 25. März werden die Römischen Verträge 
50 Jahre alt, und in den Mitgliedstaaten der EU wird heuer das Europäische Jahr der 
Chancengleichheit begangen. Das passt gut zusammen, und es passt auch zum Internationalen 
Frauentag; denn zu den zentralen Aussagen der Römischen Verträge gehörten – Sie verzeihen, Herr 
Präsident – der Gender-Aspekt und der Grundsatz „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Wie kann die Forderung nach Chancengleichheit und Gleichstellung auf dem Arbeitsmarkt besser 
beschrieben werden als mit der Forderung nach gleichem Lohn für gleiche Arbeit? Das hieße nämlich 
auch: gleiche Ansprüche auf Weiterbildung, auf eine auskömmliche Rente, auf Teilhabe am sozialen 
und gesellschaftlichen Leben und im Ernstfall auf ein Arbeitslosengeld in einer vernünftigen Höhe. Ich 
bedaure aber, dass ich immer noch im Konjunktiv über dieses Thema sprechen muss. Das haben 
meine Vorrednerinnen bereits angesprochen.  

Es gab große Anstrengungen in der Regierungszeit von Rot-Grün, um mehr Chancengleichheit für 
Frauen zu erreichen. Auch das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz, welches wir nach langen 
Geburtswehen schon in dieser Legislaturperiode gemeinsam auf den Weg gebracht haben, war, 
denke ich, ein sehr wichtiger Schritt. Dennoch stelle ich fest: Der Fortschritt ist eine Schnecke. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das zeigen schon – die Frau Ministerin und Frau Dr. Möllring haben das bereits angesprochen – die 
Zahl der Hochschulprofessuren oder – noch schlimmer – ein Blick in die Managementetagen 
deutscher Unternehmen. Dort sind Frauen immer noch „Mangelware“. Vielleicht sollten wir gemeinsam 
mit den Unternehmen und den Unternehmern einmal einen Blick über den Zaun wagen. In Norwegen 
wurde vor kurzem eine Frauenquote für Aufsichtsräte verabschiedet.  

(Beifall bei der SPD) 

Dass der Niedriglohnsektor im Gegensatz zu diesen Hochlohnbereichen weiblich ist, ist ein 
weiteres bekanntes Phänomen, das hier auch schon angesprochen worden ist. Ich denke, unser 
Ringen um Mindestlöhne macht deutlich, dass wir auch da den Schutz der Frauen – denn die Frauen 
würden mit Mindestlöhnen vor Ausbeutung und Lohndumping geschützt – in den Vordergrund stellen 
wollen. Mindestlöhne würden ihnen auch das Gefühl geben, dass ihre Arbeit etwas wert ist, würden 
ihnen im wörtlichen Sinne ein Selbstwertgefühl vermitteln.  

(Beifall bei der SPD) 

Chancengleichheit durch Bildung und Equal Pay ist weltweit eines der Fundamente, auf denen sich 
das Selbstbewusstsein von Frauen gründet. Dieses Selbstbewusstsein brauchen Frauen auf der 
ganzen Welt, um ihren Platz im Leben zu finden und zu verteidigen. Eine selbstbewusste, gut 
ausgebildete Frau wird weniger oft ein Opfer von Gewalt und Zwang. Sie lässt sich nicht kujonieren, 
weder vom Chef noch vom Partner, lässt sich weniger leicht mit einem eventuell drohenden 
Arbeitsplatzverlust erpressen und kann mit Konflikten besser umgehen, weil sie weiß, was ihr eigener 
Wert ist. Sie wird nicht gezwungen, bei einem prügelnden Partner zu bleiben, weil sie weiß, dass sie 
sich und die Kinder notfalls auch allein durchs Leben bringen kann. Eine selbstbewusste Frau mit 
Migrationshintergrund wird sich leichter tun, sich in unserer Gesellschaft zu integrieren. Eine 
selbstbewusste Seniorin kann sich gegen Diskriminierungen im Alltagsleben oder entwürdigende 
Behandlung in einem Heim eher zur Wehr setzen als eine Frau, die sich ihr Leben lang untergeordnet 
hat. 

Aufgabe unserer Menschenrechts- und Entwicklungspolitik ist es, in den Ländern, in denen wir tätig 
sind, in genau diesem Sinne Frauen fit zu machen und ihnen mehr Selbstwertgefühl zu geben. Wir 
müssen sie befähigen, den Kampf zum Beispiel gegen familiäre Gewaltstrukturen, die oft in einem 
unheiligen Zusammenhang mit militärischer Gewalt und Korruption stehen, aufzunehmen.  

(Beifall bei der SPD) 

Der Koalitionsantrag zur UN-Resolution 1325 macht eines sehr deutlich: Frauen sind nicht nur Opfer 
von Gewalt, wie dies Kerstin Müller gerade beschrieben hat, sondern sie sind glaubwürdige und 
wichtige Mitgestalterinnen von Friedensprozessen und oft Garanten für die Nachhaltigkeit positiver 
Entwicklungen.  

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Kerstin Müller [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Ich möchte mich in diesem Zusammenhang herzlich bei all den mutigen Frauen bedanken, die in 
diversen Konfliktherden unter schwierigsten Bedingungen eine ganz wichtige Deeskalationsarbeit 
leisten, 
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(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Kerstin Müller [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

die dafür sorgen, dass mit mehr Bildung und eigenständiger Verantwortung auch das 
Selbstbewusstsein der Frauen steigt, und die Frauen zu ihrem Recht verhelfen – wie zum Beispiel die 
Hilfsorganisation medica mondiale in Afghanistan, die sich dafür einsetzt, dass Frauen einen fairen 
Prozess bekommen; denn nichts untergräbt den Selbstbehauptungswillen und das Selbstvertrauen 
der Frauen, die Opfer geworden sind, so sehr wie die Straflosigkeit der Täter. 

(Beifall bei der SPD) 

Chancengleichheit in der Entwicklungs- und Menschenrechtspolitik hat – da schließt sich der Kreis 
– neben dem frauenpolitischen auch ein wirtschaftspolitisches Gesicht. Das wissen kluge 
Unternehmer und kluge Banker. Vor circa zehn Jahren hatte ich in Bangladesch die Möglichkeit, mit 
dem – damals noch relativ unbekannten – heutigen Friedensnobelpreisträger Muhammad Yunus zu 
sprechen und mir von ihm das Prinzip der Kleinkredite seiner Grameenbank erklären zu lassen. Er 
gab Kredite nur an Frauen, weil er wusste, dass sie das Geld nicht für irgendwelchen Schnickschnack 
ausgeben oder verspielen wie die Männer,  

(Jörg van Essen [FDP]: Das ist aber auch wieder ein schönes Vorurteil!) 

sondern mit dem Geld wirtschaften und für sich und ihre Familien eine Existenz aufbauen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten der FDP und der Abg. Kerstin Müller [Köln] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Ich habe den Stolz dieser Frauen über das Erreichte gesehen und erlebt, mit welcher Achtung sie von 
ihrer Familie behandelt worden sind. Ich freue mich über den Nobelpreis für Herrn Yunus; denn er hat 
in Bangladesch einen großen Schritt zu mehr Chancengleichheit möglich gemacht. Das ist, so denke 
ich, ganz im Sinne des Internationalen Frauentages und der UN-Resolution 1325. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten der FDP und der Abg. Kerstin Müller [Köln] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Die Kollegin Gerda Hasselfeldt ist die nächste Rednerin für die CDU/CSU-Fraktion. 

Gerda Hasselfeldt (CDU/CSU):  
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es sieht so aus, als ob in dieser Debatte als 

Redner ausschließlich Frauen auftreten. Ich möchte deshalb ausdrücklich anerkennend erwähnen, 
dass eine ganze Reihe von Kollegen an dieser Debatte von Beginn an teilgenommen haben und auch 
ausharren.  

(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: So sind wir halt! – Gegenruf der Abg. Christel Humme [SPD]: 
Ach wie nett!) 

Ich möchte dafür ausdrücklich danksagen. Sie, liebe Kollegen, dokumentieren damit nämlich, dass 
eine Diskussion über Frauen in unserem Land nicht nur die Frauen betrifft, sondern uns alle, also die 
ganze Gesellschaft. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – Silke Stokar von Neuforn [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Müssen sie dafür gelobt werden? – Christel Humme [SPD]: Das ist ihr Job!) 

In der Tat ist es so, dass viele Veränderungen in unserer Gesellschaft, beispielsweise die 
demografische Entwicklung, im Endeffekt auf die Veränderung der Situation der Frauen 
zurückzuführen sind. Frauen sind heute ganz selbstverständlich in bewährten Positionen im 
beruflichen Bereich. Sie haben in aller Regel einen grandiosen Start nach einer erfolgreichen 
Schulbildung und nach einer beruflichen Ausbildung. Frauen sind heute aus vielen beruflichen 
Branchen und aus unserem Leben überhaupt nicht mehr wegzudenken. Nebenbei sind sie die Stützen 
im Ehrenamt und, nicht zu vergessen, die Stützen in den Familien. 

Ich glaube, auch dieser Internationale Frauentag ist ein Anlass, allen Frauen in diesem Land dafür 
Anerkennung, Respekt und Dankbarkeit auszudrücken. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und der FDP) 

Es wäre aber zu einseitig, daraus zu schließen: Es ist alles in Ordnung. Im Laufe dieser Debatte 
sind schon viele Defizite angesprochen worden. Ich will mich auf drei konzentrieren. 
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Erstens. Uns allen muss bewusst sein, dass die Tatsache, dass Frauen auch bei gleicher 
Qualifikation weniger als die Männer verdienen, nicht hingenommen werden kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der SPD und der FDP) 

Es muss der Grundsatz gelten: Gleiche Qualifikation bedeutet auch gleiche Bezahlung. Für die 
Mädchen und Frauen muss das natürlich bedeuten – das ist vorhin angesprochen worden –, dass sie 
den Bedingungen am Arbeitsmarkt bei der Berufswahl und beim Einstieg ins Berufsleben ein bisschen 
mehr Rechnung tragen müssen, als es bislang der Fall ist, und dass sie vielleicht auch ein bisschen 
mehr Selbstbewusstsein zeigen müssen. 

Zweitens. Frauen sind in Führungspositionen zu gering vertreten; auch das ist angesprochen 
worden. In den Vorständen der DAX-Unternehmen gibt es keine einzige Frau. Was weibliche 
Unternehmensvorstandsmitglieder in Deutschland insgesamt angeht, befinden wir uns europaweit an 
21. Stelle. Dafür mag es so manche Gründe geben, zum Beispiel solche, die mit der Biografie von 
Frauen zu tun haben. Aber es gibt mindestens genauso viele Gründe, die dafürsprechen, mehr 
Frauen in Führungspositionen zu verankern. Wir alle wissen, dass gerade Frauen neben der 
fachlichen viele andere Qualifikationen mitbringen, die von Männern so manchmal nicht an den Tag 
gelegt werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und der FDP – Jörg van Essen [FDP]: So ist es! 
Soziale Fähigkeiten! – Elke Ferner [SPD]: Was heißt „manchmal“?) 

Ich brauche das gar nicht alles aufzuzählen. Ich möchte nur ein Beispiel nennen. Wir müssen gar 
nicht in die Ferne schauen, wenn wir nach einem Vorbild suchen: Die Bundeskanzlerin lebt als 
„Führungskraft in der Bundesregierung“, wenn ich das einmal so sagen darf, gerade diese 
Eigenschaften in hervorragender Weise vor. Sie ist uns Frauen nicht nur im politischen, sondern auch 
im beruflichen Bereich ein Vorbild, und daran sollten wir uns alle ein Beispiel nehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – Jörg van Essen [FDP]: Die SPD klatscht nicht!) 

Drittens. In meinen Augen ist es so, dass die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit im 
Wesentlichen immer noch eine Angelegenheit der Frauen ist.  

(Ursula Heinen [CDU/CSU]: Ja!) 

Sie sind es, die Teilzeit arbeiten, wenn Kinder zur Welt gekommen sind. Sie sind es, die auf ihre 
Berufstätigkeit entweder ganz oder teilweise verzichten und damit Einkommenseinbußen sowie eine 
schlechtere soziale Absicherung in Kauf nehmen.  

Ich glaube allerdings, dass die Bereicherung – sie können die Entwicklung der Kinder verfolgen und 
auf die Erziehung der Kinder unmittelbar Einfluss nehmen – verstärkt auch die Väter erfahren sollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP) 

An diesem Beispiel wird deutlich: Es geht nicht nur um die Situation der Frauen in diesem Land, 
wenn verbesserte Kinderbetreuung gefordert wird, sondern es geht um die Situation der Familie und 
der Gesellschaft als Ganzes. Wenn von diesem Frauentag heute das Si-gnal ausgeht, dass eine 
Beschäftigung mit den Frauenthemen nicht nur eine Angelegenheit von Frauen für Frauen, sondern 
eine Angelegenheit von uns allen ist, dann sind wir ein Stück weitergekommen; dann brauchen wir 
auch nicht für alles, was wir beklagen, eine gesetzliche Regelung, 

(Sibylle Laurischk [FDP]: Sie halten ja eine liberale Rede!) 

sondern können mit vielem ein Vorbild sein oder ein Beispiel geben, um die Situation für die Frauen 
und für die gesamte Gesellschaft zu verbessern. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – Elke Ferner [SPD]: Das hat uns in 100 Jahren 
keinen Millimeter weitergebracht!) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Das Wort erhält nun die Kollegin Christel Riemann-Hanewinckel für die SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Christel Riemann-Hanewinckel (SPD):  
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Noch einmal zurück auf die internationale Ebene. Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 
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hat im Okto-ber 2000, also vor fast sieben Jahren, einstimmig die Resolution 1325 verabschiedet. 
Diese Resolution befasst sich mit den speziellen und vor allem überproportionalen Auswirkungen von 
Konflikten und Krisen auf Frauen. Sie fordert, Frauen und Mädchen in bewaffneten Konflikten vor 
jeglicher und vor allem vor sexueller Gewalt zu schützen. Die Resolution 1325 hebt auch die wichtige 
Rolle von Frauen bei der Verhütung und Lösung von Konflikten, bei der Friedenskonsolidierung und 
beim Wiederaufbau hervor. 

Die Verabschiedung der Resolution war damals ein Meilenstein und löste eine internationale 
Debatte aus. Wir haben durch diese Resolution einen internationalen Rahmen für eine 
geschlechtersensible Friedens- und Sicherheitspolitik. Seitdem stehen Frauen zum ersten Mal nicht 
nur als Opfer, sondern vor allem als Friedensakteurinnen im Mittelpunkt. 

Damit Frieden und Entwicklung nachhaltig sein können, fordert die Resolution 1325, dass bei allen 
Maßnahmen die Auswirkungen auf Frauen und Männer beachtet werden müssen. Herr Präsident, das 
ist eine einfache Formulierung für das etwas umständliche Wort „Gender-Mainstreaming“. Alle 
Maßnahmen müssen daraufhin überprüft werden, wie sie auf Frauen und Männer jeweils wirken. 

(Beifall der Abg. Kerstin Griese [SPD]) 

Deutschland hat in der Folge die Resolution 1325 durch verschiedene Aktionspläne bzw. 
Konzepte umzusetzen versucht. Die notwendige Grundlage dafür war allerdings, dass sich in der 
14. Legislaturperiode die Bundesregierung in ihrer Geschäftsordnung zur Umsetzung des Gender-
Mainstreamings verpflichtet hat. 

International wirksam ist der Aktionsplan zur zivilen Krisenprävention, Konfliktlösung und 
Friedenskonsolidierung. Das zentrale Thema in diesem Aktionsplan ist der Schutz von Frauen vor 
geschlechtsbezogener Gewalt auf der internationalen Ebene. Gleichzeitig muss aber den Frauen auf 
allen Ebenen die gleichberechtigte Teilhabe an der Friedenskonsolidierung und am Wiederaufbau 
ermöglicht werden. Das hört sich so einfach an, aber die, die in den verschiedenen Ländern waren 
oder Informationen darüber haben, wissen, wie schwer es für die Frauen ist, ihren Anteil, der 
notwendig und wichtig ist, zu erbringen. 

Es gibt daneben das überregionale Konzept zur Krisenprävention, Konfliktbearbeitung und 
Friedensförderung in der deutschen Entwicklungszusammenarbeit. Das ist ganz wichtig für alle die 
Projekte, die wir von Deutschland aus in anderen Ländern mit auf den Weg bringen. 

Außerdem hat sich Deutschland intensiv dafür eingesetzt, dass die Geschlechterperspektive in die 
Mandate von Friedensmissionen aufgenommen wurde. 

Am vergangenen Sonntag und Montag, wenn ich mich recht erinnere, wurde der Film „Die Flucht“ 
gesendet. Vielleicht haben manche von Ihnen diesen Film gesehen. Darüber will ich aber gar nicht 
reden. Nach dem zweiten Teil gab es eine Dokumentation. In dieser Dokumentation wurde ein 
ehemaliger russischer Offizier gefragt, warum sich die russischen Soldaten so verhalten hätten, zum 
Beispiel Frauen vergewaltigt hätten, ob es Rache war oder was auch immer sonst. Der ehemalige 
russische Offizier sagte, an einer Vergewaltigung sterbe man nicht, und außerdem müsse man 
verstehen, dass Männer nach wochenlangen Kämpfen ein physiologisches Bedürfnis hätten. Das sagt 
ein ehemaliger Offizier 62 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges. In diesen 62 Jahren haben 
wir weltweit über viele Krisenherde und Kriege reden müssen und wieder und wieder über die 
ungeheuere Gewalt, die Frauen allein dadurch angetan wird, dass systematische Vergewaltigungen 
als Mittel der Kriegsführung eingesetzt werden.  

Frauen sind weder Objekte noch Beute noch sind sie weniger Menschen als Männer. 
Menschenrechte sind unteilbar. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei 
Abgeordneten der LINKEN) 

Sie gelten für Männer und Frauen, für Mädchen und Jungen. Das scheint aber noch lange nicht 
Allgemeingut zu sein; deshalb ist die Geschlechterperspektive notwendig und richtig, und zwar nicht 
nur in Krisengebieten, sondern zu allen Zeiten und an allen Orten.  

Wir haben in Deutschland – dazu haben wir hier verschiedentlich schon Ausführungen gehört – 
einen „Ak-tionsplan der Bundesregierung zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen“ verabschiedet. 
Dieser Aktionsplan ist bis 2005 umgesetzt worden. Ein wichtiger Punkt, um Verhaltensweisen zu 
ändern, ist danach vor allen Dingen, dass die Gewalt, die Frauen angetan wird, enttabuisiert wird, 
dass endlich darüber geredet wird und dass diese Delikte offiziell werden. Ein weiterer wichtiger Punkt 
war und ist die Benennung des Unrechtes. Wir wissen inzwischen, dass nur durch Veränderung von 
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Strukturen – dazu gehört die Strafbarkeit der Gewalt – Veränderungen im Sinne der Frauen möglich 
sind. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Sibylle Laurischk [FDP]) 

Wir alle wissen, dass Regierungen und Parlamente all das allein nicht umsetzen können. Sie 
brauchen notwendigerweise die enge Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft und den 
Nichtregierungsorganisationen. Da aller guten Dinge drei sind, möchte ich an dieser Stelle noch 
einmal allen Frauen und Männern, die in Deutschland oder in anderen Ländern tätig sind, und allen 
internationalen Nichtregierungsorganisationen für ihr Engagement und ihre Arbeit danken. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Die hohen Erwartungen an die Resolution 1325 haben sich noch nicht erfüllt. Der Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen hat 2005 in einer Erklärung nochmals betont, wie wichtig und dringlich es ist, diese 
Resolution wirksam umzusetzen. Die internationale Gemeinschaft hat auf dem Weltgipfel 2005 ihre 
Entschlossenheit betont, die Resolution umzusetzen. Es gibt also vielfältige internationale Appelle. Die 
Konferenz des UN-Weltbevölkerungsfonds hat 2006 den sogenannten Brüsseler Aktionsplan gegen 
sexuelle Gewalt initiiert, der sich ausdrücklich auf die Resolution 1325 bezieht. Damit ist eine Dynamik 
in die geschlechtersensible Friedens- und Sicherheitspolitik gekommen. Durch den Antrag der 
Koalition zur Resolution des Sicherheitsrates wird diese Resolution hier bei uns im Parlament und 
damit auch in Deutschland endlich aus dem Dornröschenschlaf geweckt.  

Eine zentrale Forderung der Resolution ist – Kerstin Müller hat es vorhin schon angesprochen – 
nach wie vor nicht erfüllt: Deutschland hat keinen nationalen Aktionsplan. Das liegt auch an uns. 
Seit 2000, seit fast sieben Jahren, gibt es diese Resolution. Das Parlament hat diese Resolution 
bisher aber kaum zur Kenntnis genommen und in den letzten Jahren keinen Aktionsplan von der 
Bundesregierung gefordert. Kritisch muss ich sagen: Auch die rot-grüne Bundesregierung hat diesen 
Aktionsplan nicht auf den Weg gebracht.  

Deshalb schlagen wir der jetzigen Bundesregierung vor bzw. fordern sie auf, den Bericht, der 2004 
an die Vereinten Nationen geliefert worden ist, als Grundlage zu nehmen, ihn innerhalb eines halben 
Jahres fortzuschreiben und dem Parlament vorzulegen. Dann können wir gemeinsam über eine 
Strategie nachdenken, miteinander darüber reden und befinden, wie die Resolu-tion 1325 in 
Deutschland umgesetzt werden soll.  

In diesem Sinne bitte ich Sie, dem Antrag der Koalition, der heute schon zur Verabschiedung auf 
der Tagesordnung steht, zuzustimmen, damit wir an dieser Stelle nicht nur einen Schritt, sondern 
hoffentlich mehrere Schritte gemeinsam weiterkommen.  

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Das Wort erhält nun die Kollegin Ute Granold, CDU/ CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ute Granold (CDU/CSU):  
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Verehrte Ministerin! Am heutigen Weltfrauentag 

diskutieren wir an dieser Stelle über die Situation der Frauen – nicht nur bei uns in Deutschland, 
sondern weltweit. Wir beleuchten die Situation aus den verschiedensten Blickwinkeln. Ich beschränke 
mich auf die Resolution 1325, die schon von mehreren Kolleginnen angesprochen wurde. 

Lassen Sie mich zunächst sagen, dass ich mich freue, dass eine ganze Reihe von Männern 
anwesend ist. Jetzt ist ein grüner Mann da, bislang war keiner da. Es würde mich freuen, wenn dort 
mehr anwesend wären.  

(Sibylle Laurischk [FDP]: Ein grünes Männchen! – Gegenruf der Abg. Irmingard Schewe-
Gerigk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir sind halt so viele Frauen!) 

Es würde mich auch freuen, wenn mehr Frauen vom Kabinett anwesend wären. Unsere CDU-Frauen 
sind da. Leider Gottes fehlen die Kolleginnen von der SPD. Vielleicht ist das Kabinett beim nächsten 
Weltfrauentag komplett anwesend. Denn die Situation der Frauen ist ein Thema, das alle Ressorts 
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betrifft. Insofern hätte der eine oder andere wichtige Punkt aus der Debatte dort in die Arbeit einfließen 
können. Ich denke, es werden beim nächsten Mal mehr anwesend sein.  

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die internationale Situation der Frauen ist aus zwei Blickwinkeln zu beleuchten: die Rolle der 
Frauen zum einen bei der Prävention, zum anderen bei der Konfliktlösung bei kriegerischen 
Auseinandersetzungen. Hier müssen wir sehen, dass Frauen keine Außenseiterrolle, sondern eine 
echte Teilhabe haben, dass sie bei der Konfliktlösung mitreden können. Es geht aber auch um den 
Schutz der Frauen vor sexueller Gewalt und anderen Gewalttaten in Krisen und kriegerischen 
Auseinandersetzungen. 

Die Kollegen haben es im Vorfeld schon gesagt: Es geht um die Resolution des UN-
Sicherheitsrates aus dem Jahr 2000, in der es um Frauen, Frieden und Sicherheit geht. Hierbei 
müssen wir konsequent handeln und bestehende Missstände aufzeigen. Die Resolution wird völlig zu 
Recht als Meilenstein behandelt. Deshalb haben wir von der Koalition aus dem 
Menschenrechtsausschuss, der bei diesem Thema federführend ist, einen Antrag entwickelt, der hier 
im Hause sehr positiv aufgenommen wurde. Der Antrag der Grünen, Frau Müller, kommt ein bisschen 
spät. Wir wollen heute abstimmen. Wir hatten schon darüber gesprochen. Ich denke, die Resolution 
sollte jetzt zügig umgesetzt werden.  

Deutschland gehört zu den Freunden in New York, die sich der Resolution angeschlossen haben 
und diese unterstützen. Die Bundesregierung hat der Gleichstellungspolitik in ihrem 
Koalitionsvertrag einen hohen Stellenwert gegeben, um die Gleichbehandlung durchzusetzen und 
Nachteile auszugleichen. Wir sahen und sehen das als eine Querschnittsaufgabe an, die in allen 
Bereichen ressortiert. Insofern, denke ich, können wir sehr flexibel auf aktuelle Krisen hier bei uns, 
aber auch weltweit reagieren.  

Die Bundeswehr wurde angesprochen. Sie hat die Präventionspolitik und die 
Menschenrechtspolitik in ihr Ausbildungspaket eingebunden. Die jungen Soldatinnen und Soldaten – 
natürlich auch die älteren – gehen in die Krisensituationen unserer Welt gut ausgebildet. Das ist ein 
guter Weg. Das sollte man hier nicht kritisieren oder als fehlend bezeichnen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und der FDP) 

Frauen sind sehr oft sexueller Gewalt ausgeliefert, und zwar als eine gezielte Kriegsstrategie. Sie 
– auch ihre Familien und die Gemeinschaft – werden erniedrigt, bestraft oder auch vertrieben. Denken 
wir an den Balkan, denken wir an Ruanda. Gruppenvergewaltigungen und sexuelle Verstümmelungen 
wurden angesprochen. Oder denken wir zum Beispiel – wir waren mit dem Menschenrechtsausschuss 
in Ruanda – an die Tutsifrauen, die öffentlich nackt zur Schau gestellt wurden. Denken wir an die 
jungen Frauen in Sierra Leone, die sich erklären mussten, wenn sie Jungfrauen waren. Sie wurden 
dann jede Nacht von den Offizieren vergewaltigt und missbraucht. Denken wir an die vielen 
Kindersoldatinnen weltweit, die zwangsrekrutiert werden, die als Kämpferinnen, Köchinnen und 
Sexsklavinnen abgerichtet werden. Wir haben das in Uganda, in Ruanda und im Kongo gesehen. Sie 
kehrten nach den Auseinandersetzungen – wenn sie überhaupt zurückgekehrt sind – schwer 
traumatisiert zurück. Sie wurden vergewaltigt, haben Kinder oder sind aidsinfiziert.  

Alle diese Situationen sehen wir nahezu tagtäglich auf unseren Bildschirmen. Hier müssen wir ein 
Zeichen setzen und dürfen nicht die Augen verschließen. Wir müssen uns darum kümmern, dass 
diesen Menschen geholfen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. Christel Riemann-Hanewinckel [SPD]) 

Aber die Gewalt geht nicht nur von Soldaten und Fremden, bedauerlicherweise sogar von UN-
Friedenstruppen, sondern auch von männlichen Familienangehörigen aus, und zwar dann, wenn 
diese nach Einsätzen in militärischen Konflikten nach Hause zurückkehren. Studien der US-Armee 
haben gezeigt, dass die Aggressionen, die dann noch bestehen, an die Ehefrauen und 
Lebensgefährtinnen in diesen Armeefamilien weitergegeben werden. Das ist kein Phänomen, das nur 
in Amerika auftritt, sondern es handelt sich um ein weltweites Phänomen, dass sich solche Art von 
Gewalt noch lange Zeit auf die Familien und die Kinder auswirkt.  

In einer Studie der Weltgesundheitsorganisation wurde auch festgestellt, dass in Konfliktregionen 
die Gewalt mittlerweile dadurch relativiert wird, dass die Verbreitung von Waffen schon fast als 
normal angesehen wird und Gewaltbereitschaft kein Thema mehr ist, das diskutiert wird, sondern 
hingenommen wird. Diese Gewaltbereitschaft, die weit über die Dauer der Konflikte hinaus bestehen 
bleibt, bringt sehr viel Leid über die Menschen. 
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Es ist auch festzustellen, dass die Gewalt, die insbesondere Frauen erfahren – sexuelle Gewalt, 
aber auch andere Gewalt –, häufig nicht geahndet wird, weil die Justiz nicht funktioniert. Entweder 
gibt es gar keine entsprechenden Strukturen oder die Justiz ist geschwächt.  

Frauen sind nicht allein Opfer, sondern auch Handelnde. Sie sind eine Stütze, wenn die 
kriegerischen Auseinandersetzungen vorbei sind. Sie kümmern sich um die Familie und den 
Wiederaufbau der Gesellschaft. Sie nehmen von daher eine wichtige stabilisierende Funktion wahr.  

Die Anliegen der Resolution brauche ich nicht weiter auszuführen, da sie bekannt sind; meine 
Vorrednerin hat sie gerade schon dargestellt. Wir wollen mit unserem Antrag erreichen, dass auf EU-
Ebene, aber auch auf UN-Ebene eine neue Dynamik zur Umsetzung der Resolution entsteht.  

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Frau Kollegin! 

Ute Granold (CDU/CSU):  
Hierfür müssen die Aktionspläne der EU wirksam umgesetzt werden. Dabei besteht über die EU-

Ratspräsidentschaft die Möglichkeit, das Thema erneut auf die Agenda zu setzen.  

In diesem Sinne bitte ich Sie, insbesondere Sie von den Grünen, deren Antrag wichtige Dinge 
beinhaltet, aber größtenteils deckungsgleich mit unserem Antrag ist, heute unserem Antrag 
zuzustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Zum Schluss dieser Debatte erhält die Kollegin Ursula Heinen für die CDU/CSU-Fraktion das Wort. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ursula Heinen (CDU/CSU):  
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Debatte zum diesjährigen Weltfrauentag  

(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Eine sehr gute Debatte!) 

zeigt uns, wie ich glaube, sehr deutlich, in wie vielen Bereichen tatsächlich Handlungsbedarf besteht, 
bis wir von gleichen Rechten und Chancen für Männer und Frauen in unserem Land, aber auch 
international sprechen können. Wir haben gerade sehr intensiv über die internationale Politik und die 
internationale Situation von Frauen diskutiert. Es ist aber nicht so, dass hier in Deutschland alles so 
schön ist, wie wir uns das wünschen würden. 

(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Leider wahr!) 

Aus diesem Grund haben wir in den Koalitions-, aber auch in den Oppositionsfraktionen gesagt, dass 
wir uns mit dem Thema, wie es mit der Chancengerechtigkeit im Erwerbsleben – ob die Herstellung 
von Chancengleichheit wirklich möglich ist, ist eine sehr philosophische Frage – tatsächlich aussieht, 
beschäftigen müssen. Wir erleben da, dass Frauen mit wesentlich mehr Hürden zu kämpfen haben als 
Männer. Das führt zu völlig unterschiedlichen Ergebnissen bei den Verdienst- und 
Karrieremöglichkeiten.  

Fangen wir einmal mit der Erwerbstätigenquote an. Sie liegt in Deutschland noch nicht einmal bei 
60 Prozent. Das ist ein sehr niedriger Wert im europäischen Vergleich. In Ländern wie Dänemark oder 
Schweden liegen die Frauenbeschäftigungsquoten bei über 70 Prozent.  

Eva Möllring hat von der Lohnschere gesprochen. 1995 verdienten die Frauen „nur“ 21 Prozent 
weniger als die Männer, heute sind es 23 Prozent weniger. Mit den Gründen, woran das liegt, müssen 
wir uns auseinandersetzen. Wenn wir nur die Stundenlöhne betrachten, kommen wir auf einen 
Unterschied von 26 Prozent.  

Ein Grund ist sicherlich die Ausbildungs- und Berufswahl. Die jungen Frauen konzentrieren sich 
bei ihrer Ausbildungs- und Berufswahl im Grunde auf zehn Ausbildungsberufe: Bürokauffrau, Kauffrau 
im Einzelhandel, Arzthelferin, Friseurin, zahnmedizinische Fachangestellte, Industriekauffrau, 
Fachverkäuferin im Nahrungsmittelhandwerk, Kauffrau für Bürokommunikation, Verkäuferin und 
Hotelfachfrau. Das sind die Berufe, die junge Mädchen wählen. Aber das sind eben auch die Berufe, 
die im Schnitt schlechter bezahlt werden als die vergleichbaren – in Anführungsstriche zu setzenden – 
„Männer-“ oder „Jungenberufe“. 
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Wir haben das Problem des geringen Anteils von Frauen in Führungspositionen. Da gilt die 
einfache Regel: Je größer das Unternehmen, desto geringer der Anteil von Frauen in 
Führungspositionen, bis hin zu den DAX-Unternehmensvorständen, in denen keine einzige Frau sitzt. 
Ich finde es für ein hochentwickeltes Land wie die Bundesrepublik Deutschland ein Armutszeugnis, 
wenn wir es nicht schaffen, zu erreichen, dass Frauen in Unternehmen auch in den Toppositionen zu 
finden sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie bei Abgeordneten der FDP) 

Wir müssen klar die kleinen und mittelständischen Unternehmen loben, die es tatsächlich schaffen, 
Frauen und Männer zusammenzubringen bzw. die Qualifikationen von Frauen für ihre Bedürfnisse 
stärker zu nutzen, als das die großen Unternehmen tun. 

Im Hochschulbereich sieht es so aus: Bei den Juniorprofessoren beträgt der Anteil der Frauen 
noch 30 Prozent; bei den C-4-Stellen liegt er gerade noch bei 10 Prozent. Wir sind froh, dass wir mit 
Annette Schavan eine Bildungs- und Forschungsministerin haben, die sich dieses Themas annimmt 
und uns dabei unterstützt, zu erreichen, dass die Frauen im Bildungsbereich und in der Forschung 
besser anerkannt werden, als das bislang der Fall gewesen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Jetzt kommen wir zu einem ganz entscheidenden Thema, nämlich zu der Frage der 
familienfreundlichen Arbeitswelt. Das ist das Kernproblem. Wir haben die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf tatsächlich noch nicht. An den Frauen – Gerda Hasselfeldt hat es erwähnt – hängt die 
Organisation der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Nur wenn die Unternehmen sich darauf 
einstellen, familienfreundlichere Arbeitsplätze einzurichten, haben wir eine Chance, dass es besser 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das Land Nordrhein-Westfalen hat in Unternehmen eine Umfrage über freiwillige Regelungen, die 
die Zusammenarbeit vereinfachen, durchgeführt. Dabei ist herausgekommen, dass gerade einmal 
8,4 Prozent der Unternehmen über flexible Arbeitszeitgestaltung verfügen. Nur 4,6 Prozent bieten 
tatsächlich Teilzeitarbeit an. Teleheimarbeit gibt es nur bei 2,9 Prozent der Unternehmen. Das sind 
große Probleme, die wir haben und an denen wir arbeiten müssen. 

Lassen Sie mich zum Schluss am Weltfrauentag eines sagen: Erst einmal danke ich allen 
Kolleginnen, die mitgekämpft haben, dass es uns wesentlich besser geht und dass wir auf das Thema 
aufmerksam machen. Es ist, auch in den eigenen politischen Parteien, nicht immer leicht, die 
Frauenthemen in den Mittelpunkt zu rücken, Hartmut Koschyk. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU – Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Ich? Ich kämpfe doch am 
meisten dafür!) 

Aber ich denke, dass wir auf einem guten Weg sind. Schließlich sollten wir heute am Weltfrauentag all 
den Frauenministerinnen danken, die wir in diesem Land hatten: angefangen bei Rita Süssmuth über 
Claudia Nolte, Angela Merkel, Dr. Christine Bergmann und Renate Schmidt bis hin zu Ursula von der 
Leyen, die einen nicht immer ganz einfachen Kampf führt, aber schon viel für die Sache der Frauen in 
unserem Land erreicht hat. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der SPD und der Abg. Kerstin Müller 
[Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Sie haben die 
Frauentagsprämie verdient!) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Beschlussempfehlung des Ausschusses für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe 
auf der Drucksache 16/4499 zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und der SPD mit dem Titel 
„UN-Resolution 1325 – Frauen, Frieden und Sicherheit – konsequent umsetzen“. Der Ausschuss 
empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 16/3501 anzunehmen. Wer stimmt für diese 
Beschlussempfehlung? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich der Stimme? – Dann ist diese 
Beschlussempfehlung bei Enthaltung der Fraktion des Bündnisses 90/ Die Grünen angenommen. 

Beim Tagesordnungspunkt 3 b geht es um die Beschlussempfehlung des Ausschusses für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend auf der Drucksache 16/4524. Der Ausschuss empfiehlt unter Nr. 1 
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seiner Beschlussempfehlung die Ablehnung des Antrags der Fraktion des Bündnisses 90/Die Grünen 
auf Drucksache 16/712 mit dem Titel „Gleichstellung auf dem Arbeitsmarkt verwirklichen – 
Innovationshemmnis Männerdominanz beenden“. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Die Beschlussempfehlung ist mit Mehrheit angenommen.  

Unter Nr. 2 seiner Beschlussempfehlung empfiehlt der Ausschuss die Ablehnung des Antrags der 
Fraktion der FDP auf Drucksache 16/832 mit dem Titel „Frauenpolitik – Gesellschaftlicher 
Erfolgsfaktor“. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Wer stimmt dage-gen? – Wer enthält 
sich? – Die Beschlussempfehlung ist gegen die Stimmen der FDP-Fraktion angenommen.  

Schließlich empfiehlt der Ausschuss unter Nr. 3 seiner Beschlussempfehlung die Ablehnung des 
Antrags der Fraktion Die Linke auf Drucksache 16/833 mit dem Titel „Gleichstellungsgebot des 
Grundgesetzes auf dem Arbeitsmarkt durchsetzen“. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – 
Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Die Beschlussempfehlung ist gegen die Stimmen der 
Fraktion Die Linke angenommen.  

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlagen auf den Drucksachen 16/3776, 16/4558 und 
16/4555 an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit 
einverstanden? – Das ist offenkundig der Fall. Dann sind die Überweisungen so beschlossen. 

 

 


